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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) 
vom 12. Juli 2016 (GVBl. S. 145, BayRS 12-1-I), das 
durch Art. 39b Abs. 1 des Gesetzes vom 15. Mai 2018 
(GVBl. S. 230) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. Art. 7 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Sie sind nach Abschluss der Kontrolle nach Art. 28 
Abs. 2, spätestens nach drei Jahren zu löschen, es 
sei denn, dass besondere Gründe der Geheimhal-
tung oder des Geheimschutzes eine längere Aufbe-
wahrung gebieten.“

2. In Art. 8 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „und den 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 
gewährleistet“ gestrichen.

3. Nach Art. 8 werden die folgenden Art. 8a und 8b ein-
gefügt:

„Art. 8a

Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung  
und der Berufsgeheimnisträger

(1) 1Die Anwendung nachrichtendienstlicher 
Mittel ist unzulässig, soweit hinreichend gewichtige 
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass durch sie 
allein Erkenntnisse gewonnen werden würden

1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
oder

2. bei einem Geistlichen, Verteidiger, Rechtsan-
walt, Kammerrechtsbeistand oder einem der in 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der Strafprozeßordnung 
(StPO) genannten Berufsgeheimnisträger oder 
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 StPO 
gleich stehenden Person, über die der Berufsge-
heimnisträger das Zeugnis verweigern dürfte.

2Treten die Voraussetzungen des Satzes 1 während 
der Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel ein, ist 
die Maßnahme zu unterbrechen, sobald dies ohne 
Gefährdung oder Enttarnung eingesetzter Personen 
möglich ist und solange anzunehmen ist, dass diese 
Voraussetzungen vorliegen. 3Bestehen Zweifel, ob 
oder wie lange die Voraussetzungen des Satzes 1 
vorliegen, darf ausschließlich eine automatische Auf-
zeichnung durchgeführt werden. 4Soweit bei der An-
wendung nachrichtendienstlicher Mittel Erkenntnisse 
im Sinne von Satz 1 gewonnen wurden, dürfen sie 
nicht verarbeitet werden. 5Beim Einsatz technischer 
Mittel findet § 3a Satz 4 bis 7 des Artikel 10-Gesetzes 
(G 10) entsprechende Anwendung.

(2) 1Erfolgen Maßnahmen bei einem anderen der 
in § 53 Abs. 1 Satz 1 StPO genannten Berufsgeheim-
nisträger oder einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 
gleich stehenden Person nicht zur Aufklärung von de-
ren eigenen Bestrebungen oder Tätigkeiten, sind das 
öffentliche Interesse an den von dem Berufsgeheim-
nisträger wahrgenommenen Aufgaben und das Inter-
esse an der Geheimhaltung der diesem anvertrauten 
oder bekannt gewordenen Tatsachen besonders zu 
berücksichtigen. 2Soweit hiernach geboten, ist die 
Maßnahme zu unterlassen oder, soweit dies nach 
der Art der Maßnahme möglich ist, zu beschränken.

Art. 8b

Zweckbindung

(1) 1Das Landesamt darf personenbezogene Da-
ten, die es für einen bestimmten Zweck erhoben hat, 
für andere in Art. 5 Abs. 1 Satz 1 genannte Zwecke 
weiterverarbeiten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, dass die Daten als konkreter Ansatz zur 
Erfüllung des geänderten Zwecks geeignet sind. 
2Soweit die Erhebung der Daten nur zum Schutz be-
stimmter Rechtsgüter zulässig ist, dürfen die erhobe-
nen Daten nur weiterverarbeitet werden, wenn sich 
tatsächliche Anhaltspunkte erkennen lassen, dass 
die Zweckänderung dem Schutz eines mindestens 
vergleichbar bedeutsamen Rechtsguts dient.

(2) 1Personenbezogene Daten, die durch einen 
verdeckten Einsatz technischer Mittel zur Wohn-
raumüberwachung oder einen verdeckten Zugriff 
auf informationstechnische Systeme erlangt wurden, 
dürfen nur weiterverarbeitet werden,

12-1-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes

vom 12. Juni 2018



383Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2018

1. wenn die sachlichen Voraussetzungen des Art. 9 
Abs. 1 Satz 1 vorliegen,

2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die dringen-
de Gefahr der Begehung von Straftaten im Sinne 
von § 100b Abs. 2 StPO vorliegen oder

3. zur Verfolgung von Straftaten, sofern die Daten 
der Verfolgung von Straftaten dienen, zu deren 
Aufklärung eine solche Maßnahme nach den 
entsprechenden Befugnissen der Strafprozeß-
ordnung angeordnet werden könnte.

2Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach 
Art. 9, die durch Herstellung von Lichtbildern oder 
Bildaufzeichnungen erlangt wurden, dürfen nicht zu 
Strafverfolgungszwecken weiterverarbeitet werden.

(3) Personenbezogene Daten, die durch Maß-
nahmen nach Art. 15 Abs. 2 und 3 sowie Art. 16 
Abs. 1 erlangt wurden, dürfen nur unter entsprechen-
der Anwendung des § 4 G 10 weiterverarbeitet wer-
den.“

4. Art. 9 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Abs. 1 und wird wie folgt geän-
dert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem 
Wort „einsetzen“ die Wörter „ , um 
das nichtöffentlich gesprochene Wort 
abzuhören und aufzuzeichnen sowie 
Lichtbilder und Bildaufzeichnungen 
herzustellen“ eingefügt.

bbb) Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. Sachen, deren Erhaltung im beson-
deren öffentlichen Interesse gebo-
ten ist.“

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 
3 ersetzt:

„2Zur Vorbereitung und Durchführung der 
Maßnahme darf die Wohnung auch ohne 
Wissen des Inhabers und der Bewohner be-
treten werden, wenn dies ausdrücklich an-
geordnet wurde. 3§ 3 Abs. 2 Satz 1 G 10 gilt 
entsprechend.“

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) 1Die Maßnahme darf sich nur gegen 
eine Person richten, von der auf Grund tatsächli-
cher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sie für 

die Gefahr verantwortlich ist (Zielperson), und 
nur in deren Wohnung durchgeführt werden. 2In 
der Wohnung einer anderen Person ist die Maß-
nahme zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunk-
te vorliegen, dass

1. die Zielperson sich dort zur Zeit der Maß-
nahme aufhält, 

2. sich dort für die Erforschung des Sachver-
halts relevante Informationen ergeben wer-
den und

3. eine Maßnahme in der Räumlichkeit der 
Zielperson allein nicht zur Erforschung des 
Sachverhalts ausreicht.“

5. Art. 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird der Satzteil vor Nr. 1 wie folgt ge-
fasst: 

„Auf informationstechnische Systeme, die der 
Betroffene in der berechtigten Erwartung von Ver-
traulichkeit als eigene nutzt und die seiner selbst-
bestimmten Verfügung unterliegen, darf das Lan-
desamt nach Maßgabe des Art. 9 Abs. 1 verdeckt 
mit technischen Mitteln nur zugreifen, um“.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nr. 1 wird das Wort „und“ gestrichen.

bbb) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

ccc)  Es wird folgende Nr. 3 angefügt:

„3. Daten, die den Kernbereich privater 
Lebensgestaltung betreffen, soweit 
technisch möglich nicht erhoben 
werden.“

bb) In Satz 3 wird das Wort „Kopierte“ durch das 
Wort „Erhobene“ ersetzt.

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) 1Die Maßnahme darf sich nur gegen 
die Zielperson richten und nur durch Zugriff auf 
deren informationstechnisches System durchge-
führt werden. 2Der Zugriff auf informationstech-
nische Systeme anderer ist zulässig, wenn tat-
sächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass

1. die Zielperson deren informationstechni-
sches System benutzt oder benutzt hat, 
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2. sich dadurch für die Abwehr der Gefahr rele-
vante Informationen ergeben werden und

3. ein Zugriff auf das informationstechnische 
System der Zielperson allein nicht zur Erfor-
schung des Sachverhalts ausreicht.“

6. Art. 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und in Satz 2 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Art. 9 Satz 1“ durch 
die Angabe „Art. 9 Abs. 1 Satz 1“ ersetzt.

c) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in Satz 1 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Abs. 1 bis 4“ durch 
die Angabe „Abs. 1 bis 3“ ersetzt.

7. Art. 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert:

aaa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„unter den Voraussetzungen des § 3 
G 10“ gestrichen.

bbb) Der Nr. 1 wird folgende Nr. 1 vorange-
stellt:

„1. eine Telekommunikationsüberwa-
chung bereits angeordnet wurde 
oder zeitgleich angeordnet wird,“.

ccc)  Die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden die 
Nrn. 2 und 3.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Zur Vorbereitung und Durchführung der 
Maßnahme darf die Wohnung des Betroffe-
nen auch ohne Wissen des Inhabers und der 
Bewohner betreten werden, wenn dies zuvor 
ausdrücklich angeordnet wurde.“

b) In Abs. 2 werden die Wörter „§§ 2, 3a bis 4, 9 bis 
13, 17 bis 20 G 10 sowie Art. 2“ durch die Wörter 
„§§ 2, 9 bis 13, 17 bis 20 G 10 sowie Art. 2“ er-
setzt.

8. Art. 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

9. Art. 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „4,“ wird gestrichen.

bb) Nach der Angabe „§ 17 Abs. 3“ wird die An-
gabe „ , § 18“ eingefügt.

b) In Abs. 3 Satz 1 und 2 wird jeweils nach der An-
gabe „Art. 15 Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“ gestri-
chen.

10. Nach Art. 19 wird folgender Art. 19a eingefügt:

„Art. 19a

Observationen

(1) 1Das Landesamt darf außerhalb des Schutz-
bereichs von Art. 13 GG und Art. 106 Abs. 3 der 
Verfassung eine Person durchgehend länger als 48 
Stunden oder an mehr als drei Tagen innerhalb einer 
Woche verdeckt auch mit technischen Mitteln plan-
mäßig beobachten, insbesondere

1. das nicht öffentlich gesprochene Wort abhören 
und aufzeichnen sowie

2. Lichtbilder und Bildaufzeichnungen herstellen,

wenn dies zur Aufklärung von Bestrebungen oder 
Tätigkeiten mit erheblicher Bedeutung erforderlich 
ist. 2Zur Durchführung der Maßnahme kann das Lan-
desamt den Betreiber einer Videoüberwachung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) verpflichten, die Überwachung auszuleiten 
und Aufzeichnungen zu übermitteln.

(2) Die Maßnahme darf sich nur gegen eine Per-
son richten, von der auf Grund tatsächlicher Anhalts-
punkte anzunehmen ist, dass 

1. sie an der Bestrebung oder Tätigkeit beteiligt ist,

2. sie mit einer Person nach Nr. 1 in Kontakt steht 
und 

a) von der Bestrebung oder Tätigkeit Kenntnis 
hat oder
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b) die Person nach Nr. 1 sich ihrer zur Förde-
rung der Bestrebung oder Tätigkeit bedient

und eine Maßnahme gegen die Person nach Nr. 1 
allein nicht zur Erforschung des Sachverhalts aus-
reicht.

(3) 1Über die Anordnung entscheidet die Behör-
denleitung oder ihre Vertretung. 2Bei Gefahr im Ver-
zug kann die zuständige Sachgebietsleitung oder 
deren Vertretung die Anordnung treffen; die Entschei-
dung nach Satz 1 ist unverzüglich nachzuholen. 3§ 10 
Abs. 2, 3, 5 und 6, § 17 Abs. 3 und § 18 G 10 sind 
entsprechend anzuwenden. 4Dauert die Maßnahme 
durchgehend länger als eine Woche oder findet sie 
an mehr als 14 Tagen innerhalb eines Monats statt, 
gilt § 12 Abs. 1 und 3 G 10 entsprechend.“

11. Art. 20 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a werden die Wörter „und 12 
und“ durch die Angabe „ , 12 und 19a,“ 
ersetzt.

bbb) In Buchst. b wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt.

ccc)  Es wird folgender Buchst. c angefügt:

„c) Übermittlungen nach Art. 25 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 und 2, soweit die über-
mittelten Daten der Verfügungsbe-
rechtigung des Landesamts unter-
liegen.“

bb) In Satz 2 wird die Angabe „und 16 Abs. 1“ 
durch die Angabe „ , 16 Abs. 1 und Art. 19a“ 
ersetzt.

b) In Abs. 2 Halbsatz 1 wird nach der Angabe 
„Art. 15 Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“ gestrichen.

12. Art. 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird aufgehoben.

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Unterlagen, die dem Hauptstaatsarchiv 
zur Übernahme anzubieten sind, dürfen nur noch 
zu Archivzwecken verarbeitet werden. 2Sie dür-
fen erst gelöscht werden, 

1. wenn der gesamte Vorgang, dem sie zuge-
ordnet sind, nach Abs. 1 Satz 1 zu löschen 
ist und 

2. der Vorgang dem Hauptstaatsarchiv ange-
boten und von diesem nicht als archivwür-
dig übernommen worden ist oder über die 
Übernahme nicht fristgerecht entschieden 
worden ist. 

3Durch technische und organisatorische Maß-
nahmen ist sicherzustellen, dass Unterlagen 
im Sinne von Satz 1 nicht mehr für die in Art. 5 
Abs. 1 genannten Zwecke verarbeitet werden. 
4Eine inhaltliche Kenntnisnahme darf nur durch 
einen Mitarbeiter des Hauptstaatsarchivs oder 
eine von ihm beauftragte Person erfolgen.“ 

13. Art. 23 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „und“ am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

b) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort 
„und“ ersetzt.

c) Es wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben nicht 
mehr erforderlich sind und die ausschließlich 
für eine zukünftige Übergabe an das Haupt-
staatsarchiv gespeichert sind.“

14. Art. 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach den Wör-
tern „übermitteln, wenn“ die Wörter „tatsäch-
liche Anhaltspunkte vorliegen, dass“ einge-
fügt.

bb) Nr. 1 wird durch die folgenden Nrn. 1 und 2 
ersetzt:

„1. zum Schutz der von Art. 3 umfassten 
Rechtsgüter oder sonst für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit,

2. für Zwecke der Strafverfolgung, der 
Strafvollstreckung, des Strafvollzugs 
und der Gnadenverfahren oder“.

cc) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3.

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Abs. 1 gilt entsprechend für die Über-
mittlung von Informationen an
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1. öffentliche und nicht-öffentliche Stellen in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

2. zwischen- und überstaatliche Stellen der 
Europäischen Union oder deren Mitglied-
staaten und

3. öffentliche Stellen von Staaten, welche die 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstan-
des auf Grund eines Assoziierungsüberein-
kommens mit der Europäischen Union über 
die Umsetzung, Anwendung und Entwick-
lung des Schengen-Besitzstandes anwen-
den.“

c) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Dem Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„ , wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorlie-
gen, dass der Empfänger die Informationen 
benötigt“ angefügt.

bb) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. zum Schutz des Bestands oder der  
Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder von Leib, Leben, Gesundheit, 
Freiheit oder sexueller Selbstbestim-
mung einer Person oder Sachen, deren 
Erhaltung im besonderen öffentlichen 
Interesse geboten ist,“.

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert:

aaa) In Nr. 2 werden nach dem Wort „wenn“ 
die Wörter „tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, dass“ eingefügt.

bbb) In Nr. 3 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „wenn“ die Wörter „tatsächliche 
Anhaltspunkte vorliegen, dass“ einge-
fügt.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Übermittlung hat zu unterbleiben, 

wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich 
angemessener und die elementaren Men-
schenrechte wahrender Umgang mit den 
Daten beim Empfänger nicht hinreichend 
gesichert ist.“

e) Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Art. 8b Abs. 2 und 3 bleibt unberührt.“

15. In Art. 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „von 
bedeutendem Wert“ gestrichen.

16. Art. 28 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „§§ 2, 5 bis 7,“ wird die Angabe 
„23 Abs. 1 Nr. 6, §§“ eingefügt.

b) Die Wörter „des Bundesdatenschutzgesetzes“ 
werden durch die Angabe „BDSG“ ersetzt.

§ 2

Einschränkung von Grundrechten

Durch § 1 werden die Grundrechte der Versamm-
lungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 113 
der Verfassung), auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfas-
sung) und das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
(Art. 10 des Grundgesetzes, Art. 112 der Verfassung) ein-
geschränkt.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2018 in Kraft. 

München, den 12. Juni 2018

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung der Zuständigkeitsverordnung

Die Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16. Juni 
2015 (GVBl. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), die zuletzt 
durch Verordnung vom 14. Februar 2018 (GVBl. S. 68) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Teil 7 wird die Überschrift „Abschnitt 1 Ausführung 
europäischer Vorschriften“ gestrichen.

2. § 58 wird wie folgt gefasst:

„§ 58

Weinbau und Weinwirtschaft

1Für den Vollzug 

1. von Verordnungen der Europäischen Union be-
treffend den Weinbau und die Weinwirtschaft so-
wie

2. des Weingesetzes und der auf dessen Grundla-
ge erlassenen Vorschriften

ist die Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau zu-
ständig. 2§ 29 Abs. 1 und § 30 der Verordnung zur 
Ausführung weinrechtlicher Vorschriften bleiben un-
berührt.“

3. In Teil 7 wird die Überschrift „Abschnitt 2 Weitere Vor-
schriften“ gestrichen.

§ 2

Änderung der  
Verwaltungsreform-Teilzeitverordnung

In § 1 Nr. 5 Spiegelstrich 2 der Verwaltungsreform-
Teilzeitverordnung (VwRefATZV) vom 10. Januar 2005 
(GVBl. S. 2, BayRS 2030-2-1-4-F), die zuletzt durch § 2 
Abs. 3 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (GVBl. S. 243) 
geändert worden ist, wird nach den Wörtern „Ämter für“ 
das Wort „Ernährung,“ eingefügt.

§ 3

Änderung des  
Bayerischen Weinabsatzförderungsgesetzes

Art. 1 des Bayerischen Weinabsatzförderungsgeset-
zes (BayWeinAFöG) vom 24. Juli 2001 (GVBl. S. 346, 
BayRS 2125-2-L), das durch § 1 Nr. 160 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 2 wird die Angabe „5 Ar“ durch die Angabe 
„zehn Ar“ ersetzt.

2. In Abs. 3 werden die Wörter „vom 8. Juli 1994 (BGBl I 
S. 1467), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Mai 
2000 (BGBl I S. 710),“ gestrichen.

3. Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die Abgabe wird auf der Grundlage der in 
der Weinbaukartei als bestockt gekennzeichneten 
Fläche erhoben.“

§ 4

Änderung des Gesetzes  
zur Förderung der Erwachsenenbildung

In Art. 10 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzes zur Förde-
rung der Erwachsenenbildung in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 2239-1-K) veröffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 Nr. 43 des Ge-
setzes vom 12. Mai 2015 (GVBl. S. 82) geändert worden 
ist, werden die Wörter „Gesetz zur Förderung der baye-
rischen Landwirtschaft3)“ durch die Wörter „Bayerischen 
Agrarwirtschaftsgesetz“ ersetzt.

§ 5

Änderung des Gesetzes über  
Zuständigkeiten und den Vollzug von Rechtsvor-

schriften im Bereich der Land- und Forstwirtschaft

Das Gesetz über Zuständigkeiten und den Vollzug 
von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- und Forst-
wirtschaft (ZuVLFG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 470, 
BayRS 7801-1-L), das zuletzt durch § 1 Nr. 377 der Ver-

Gesetz  
zur Anpassung  

land- und forstwirtschaftlicher Vorschriften

vom 12. Juni 2018
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ordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden vor der Angabe „ZuVLFG“ 
die Wörter „Land- und forstwirtschaftliches Zustän-
digkeits- und Vollzugsgesetz –“ eingefügt.

2. Art. 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „2002 (EStG 2002)“ wird durch 
die Angabe „(EStG)“ ersetzt.

bb) Nach den Wörtern „Ämter für“ wird das Wort 
„Ernährung,“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „des § 34b Abs. 4 Nr. 1 EStG 
2002 und“ werden gestrichen.

bb) Nach dem Wort „Einkommensteuer-Durch-
führungsverordnung“ wird die Angabe 
„2000“ eingefügt.

3. Art. 2 wird aufgehoben.

4. Der bisherige Art. 3 wird Art. 2 und wird wie folgt ge-
fasst:

„Art. 2

Agrarmarktordnung

(1) Erzeugerorganisationen und ihren Vereini-
gungen, die die Rechtsform des wirtschaftlichen Ver-
eins wählen, kann gleichzeitig mit der Anerkennung 
die Rechtsfähigkeit nach § 22 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs verliehen werden.

(2) Für die Anerkennung von Agrarorganisationen 
für Obst und Gemüse ist die Landesanstalt für Land-
wirtschaft, für die Anerkennung der übrigen Agraror-
ganisationen das Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Staatsministerium) zu-
ständig.“

5. Der bisherige Art. 4 wird Art. 3 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 3

Düngerecht“.

b) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit besonderen Aufgaben im Bereich 
der Agrarökologie sind vorbehaltlich abweichen-
der Regelungen zuständig für den Vollzug der 
Düngeverordnung und der Rechtsverordnungen, 
die im Rahmen der durch die Düngeverordnung 
übertragenen Befugnisse erlassen werden, für 
den Vollzug von Rechtsverordnungen nach § 11a 
des Düngegesetzes sowie für die sonstige Über-
wachung der Anwendung von Düngemitteln.“

c) In Satz 2 wird das Wort „Düngemittelrechts“ 
durch das Wort „Düngerechts“ ersetzt.

6. Die bisherigen Art. 5 und 6 werden aufgehoben.

7. Der bisherige Art. 7 wird Art. 4 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Zuständige Behörde im Sinn des Öko-Land-
baugesetzes (ÖLG) sowie zuständige Behörde 
und Kontrollbehörde im Sinn der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 ist die Landesanstalt für Land-
wirtschaft.“

b) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „(EWG) Nr. 2092/91“ wird durch 
die Angabe „(EG) Nr. 834/2007“ ersetzt.

bb) Das Wort „Gemeinschaft“ wird durch das 
Wort „Union“ ersetzt.

8. Der bisherige Art. 8 wird Art. 5 und wird wie folgt ge-
fasst:

„Art. 5

Pflanzenschutzrecht

(1) Zuständig für die Durchführung des Pflanzen-
schutzgesetzes (PflSchG), der nach diesem Gesetz 
erlassenen Rechtsverordnungen sowie der unmittel-
bar geltenden Rechtsakte der Europäischen Union 
auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes ist vorbehalt-
lich abweichender Regelung die Landesanstalt für 
Landwirtschaft.

(2) 1Die Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit zusätzlichen Aufgaben im Bereich des 
Pflanzenbaus sind zuständig für den Vollzug

1. des § 4 der Pflanzenschutz-Sachkundeverord-
nung für eine Tätigkeit im Sinn des § 9 Abs. 1 
Nr. 4 und 5 PflSchG,

2. des § 9 Abs. 2 Satz 1 und 2, Abs. 3 und 4 Satz 3 
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und 4 PflSchG, sofern nicht die Sachkunde für 
eine Tätigkeit im Sinn des § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
PflSchG alleiniger Verfahrensgegenstand ist,

3. des § 12 Abs. 2 Satz 3 PflSchG, soweit sich die 
Genehmigung auf den Zuständigkeitsbereich 
eines Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit zusätzlichen Aufgaben im Bereich 
Pflanzenbau beschränkt,

4. der § 3 Abs. 1 Satz 3, § 13 Abs. 3, § 16 Abs. 2 
Satz 2 und § 23 Abs. 5 PflSchG,

5. der §§ 3 und 6 der Pflanzenschutz-Gerätever-
ordnung,

6. der Verordnung über die Durchführung von Kon-
trollen an Pflanzenschutzgeräten.

2Hinsichtlich Satz 1 Nr. 1 besteht eine landesweite 
Zuständigkeit jedes sachlich zuständigen Amtes. 
3Abweichend von Satz 1 Nr. 1 und 2 sind die Ämter 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unabhän-
gig von der Übertragung zusätzlicher Aufgaben zu-
ständig, sofern eine Tätigkeit nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 PflSchG alleiniger Verfahrensgegenstand ist. 
4Im Fall des Satzes 3 findet Satz 2 Anwendung. 5Für 
den Vollzug von § 9 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 
PflSchG ist unbeschadet der Zuständigkeit der Lan-
desanstalt für Landwirtschaft jedes Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zuständig.

(3) Im Bereich des Forstwesens sind zuständig

1. die unteren Forstbehörden für den Vollzug

a) der §§ 3, 8, 11, 13, 16 Abs. 2 PflSchG,

b) des § 4a Abs. 2 der Pflanzenbeschauverord-
nung,

c) der Art. 67 Abs. 1 Unterabs. 2 und 3 sowie 
Art. 68 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
in Verbindung mit Art. 55 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009.

2. die Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft 
für den Vollzug 

a) des § 59 Abs. 1 PflSchG in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 1 PflSchG,

b) des § 4a Abs. 2 der Pflanzenbeschauverord-
nung und des § 8 PflSchG, soweit jeweils 
der Erlass von Allgemeinverfügungen betrof-
fen ist,

c) der §§ 18, 20, 21 PflSchG.“

9. Der bisherige Art. 9 wird Art. 6 und wird wie folgt ge-
ändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„Anerkennungsstelle im Sinn des § 2 Abs. 1 
Nr. 13 und zuständige Behörde nach § 3b 
Abs. 1, § 11 Abs. 3 Nr. 1, § 22 Abs. 1 Nr. 2, 
§ 22a Satz 2 Nr. 5, § 27 Satz 1 Nr. 1 und § 28 
des Saatgutverkehrsgesetzes (SaatG) ist“.

bb) In Nr. 1 werden die Wörter „vom 27. August 
1985 (BGBl I S. 1762)“ gestrichen.

b) In Abs. 2 werden jeweils die Wörter „des Saat-
gutverkehrsgesetzes“ durch die Angabe „SaatG“ 
ersetzt.

10. Der bisherige Art. 10 wird Art. 7 und wird wie folgt 
geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 7

Verordnungsermächtigung“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-
chen. 

bb) Die Wörter „(FoVG) vom 22. Mai 2002 (BGBl 
I S. 1658)“ werden gestrichen.

11. Der bisherige Art. 11 wird Art. 8.

12. Der bisherige Art. 12 wird Art. 9 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a) Die Wörter „(BGBl III 611-14), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 24. August 2002 
(BGBl I S. 3412)“ werden gestrichen.

b) Nach der Angabe „Abs. 6 Satz 2“ wird die Anga-
be „Halbsatz 2“ eingefügt.

c) Die Wörter „(BGBl III 611-14-1), zuletzt geändert 
durch Art. 35 des Gesetzes vom 21. August 2002 
(BGBl I S. 3322)“ werden gestrichen.

13. Der bisherige Art. 14 wird Art. 10 und Abs. 1 Satz 1 
wird wie folgt geändert:

a) Die Wörter „Art. 3, 4, 7 und 9 dieses Gesetzes“ 
werden durch die Wörter „den Art. 2, 3, 4 und 6“ 
ersetzt.
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b) Die Wörter „das Recht der Marktordnung für die 
Landwirtschaft und der Ernährungswirtschaft,“ 
werden durch die Wörter „das Recht der Agrar-
marktordnung,“ ersetzt.

14. Der bisherige Art. 15 wird Art. 11.

15. Der bisherige Art. 16 wird aufgehoben.

§ 6

Änderung der Verordnung über die  
Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft

§ 6 Abs. 1 der Verordnung über die Bayerische Lan-
desanstalt für Landwirtschaft (LfLV) vom 12. November 
2002 (GVBl. S. 652, BayRS 7801-9-L), die zuletzt durch 
Verordnung vom 29. April 2017 (GVBl. S. 100) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Landesanstalt ist zuständig für die Förderung 
von Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse und 
deren Vereinigungen.“

§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2018 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2018 treten außer Kraft:

1. das Ausführungsgesetz zum Marktstrukturgesetz 
(AGMarktStrG) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 787-2-L) veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das durch Art. 13 des Gesetzes vom 
28. März 2000 (GVBl. S. 136) geändert worden ist,

2. die Verordnung zur Ausführung des Marktstruktur-
rechts (AVMarktStrR) vom 23. März 1999 (GVBl. S. 92, 
BayRS 787-4-L), die durch § 4 der Verordnung vom 
16. Juni 2005 (GVBl. S. 220) geändert worden ist,

3. die Agrarstatistikverordnung (AgrStatV) vom 10. August 
1990 (GVBl. S. 302, BayRS 290-6-L), die durch § 2 
Nr. 47 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GVBl. S. 82) 
geändert worden ist. 

München, den 12. Juni 2018 

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen

Das Gesetz über das öffentliche Versorgungswe-
sen (VersoG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Juni 2008 (GVBl. S. 371, BayRS 763-1-I), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2015 (GVBl. S. 296) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Den Angaben zu den Art. 1, 6 und 7 wird jeweils 
das Wort „ , Verordnungsermächtigung“ ange-
fügt.

b) Die Angabe zu Art. 15 wird wie folgt gefasst:

„Art. 15  Vermögensanlage“.

c) Nach der Angabe zu Art. 17 wird folgende Anga-
be eingefügt:

„Art. 17a   Risikokonzentration und Transakti-
onen zwischen Versorgungsanstal-
ten“.

d) Nach der Angabe zu Art. 32 wird folgende Anga-
be eingefügt:

„Art. 32a   Rückforderung von Geldleistun-
gen“.

e) Der Angabe zu Art. 42 wird das Wort „ , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.

f) Die Angaben zu den Art. 49 und 50 werden wie 
folgt gefasst:

„Art. 49   (aufgehoben)

 Art. 50   (aufgehoben)“.

g) Die Angabe zu Art. 52 wird wie folgt gefasst:

„Art. 52   (aufgehoben)“.

h) Der Angabe zu Art. 57 wird das Wort „ , Außer-
krafttreten“ angefügt.

2. Art. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-
chen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „des Innern, für 
Bau und Verkehr“ durch die Wörter „des In-
nern und für Integration (Staatsministerium)“ 
ersetzt.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

3. Art. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 werden 
jeweils die Wörter „des Innern, für Bau und Ver-
kehr“ gestrichen.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Der Vorsitzende lädt zu den Sitzungen ein und 
leitet sie.“

c) In Abs. 6 werden die Wörter „in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen.

4. Art. 4 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden nach dem Wort „Grundstücken“ 
die Wörter „sowie Erwerb und Veräußerung von 
grundstücksgleichen Rechten und von Mehr-
heitsbeteiligungen an Unternehmen, deren al-
leiniger Zweck der Erwerb, die Bebauung und 
Verwaltung von Grundstücken oder grundstücks-
gleichen Rechten ist“ eingefügt.

b) Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen 

Gesetz  
zur Änderung des  

Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen  
und weiterer Rechtsvorschriften

vom 12. Juni 2018
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im Sinne des § 271 Abs. 1 des Handelsge-
setzbuchs in der am 1. Februar 2018 gelten-
den Fassung.“ 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „des Innern, 
für Bau und Verkehr“ gestrichen.

c) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4§ 91 Abs. 2 des Aktiengesetzes in der am 
1. Februar 2018 geltenden Fassung gilt entspre-
chend.“

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird nach dem Wort „besteht“ die 
Angabe „(Vorstand)“ eingefügt.

bb)  In Satz 2 werden jeweils die Wörter „des In-
nern, für Bau und Verkehr“ gestrichen.

cc)  In Satz 4 Halbsatz 2 werden die Wörter „die 
Aufsichtsbehörde“ durch die Wörter „das 
Staatsministerium“ ersetzt.

dd)  In Satz 6 werden die Wörter „des Innern, für 
Bau und Verkehr“ gestrichen.

e) Folgender Abs. 8 wird angefügt:

„(8) 1Verletzt ein Mitglied des Vorstands, ein 
Beamter, ein Arbeitnehmer oder ein Mitglied des 
Verwaltungsrats einer Versorgungsanstalt in Aus-
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
schuldhaft die ihm einem anderen gegenüber 
obliegende Amtspflicht, so haftet für die Folgen 
die Versorgungsanstalt, deren Angelegenheiten 
der Handelnde wahrgenommen hat. 2Verletzt ein 
Mitglied des Vorstands, ein Beamter oder ein 
Arbeitnehmer in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt schuldhaft die ihm einem an-
deren gegenüber obliegende Amtspflicht, so haf-
tet für die Folgen der Freistaat Bayern, wenn es 
sich um reine Staatsangelegenheiten handelt.“

6. Art. 7 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b) In den Abs. 2, 3 und 4 Satz 1 werden jeweils die 
Wörter „des Innern, für Bau und Verkehr“ gestri-
chen.

7. In Art. 8 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 und Abs. 2 Satz 2 
Satzteil vor Nr. 1 werden jeweils die Wörter „des In-
nern, für Bau und Verkehr“ gestrichen.

8. Art. 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Versorgungsanstalten legen gesondert 
wie Pensionskassen unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Finanzierungsverfahren 
Rechnung.“

bb) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
bis 4 eingefügt:

„2Das Dritte Buch Vierter Abschnitt Zweiter 
Unterabschnitt des Handelsgesetzbuchs in 
Verbindung mit dem Dritten Buch Erster und 
Zweiter Abschnitt des Handelsgesetzbuchs 
gelten entsprechend. 3Ein niedrigerer Wert-
ansatz nach § 253 Abs. 3 Satz 5 oder Satz 
6 oder Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs darf 
beibehalten werden, auch wenn die Gründe 
dafür nicht mehr bestehen. 4Dies gilt auch für 
den niedrigeren Wertansatz eines entgeltlich 
erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 5.

b) In Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Sanierungs-
plan entsprechend Art. 16 Abs. 2 der Richtlinie 
2003/41/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. Juni 2003 über die Tätigkei-
ten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung (ABl L 235 
S. 10, ber. 2004 ABl L 291 S. 18), zuletzt geän-
dert durch Richtlinie vom 21. Mai 2013 (ABl L 
145 S. 1)“ durch die Wörter „Finanzierungsplan 
entsprechend Art. 14 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 
2016/2341 in der am 1. Februar 2018 geltenden 
Fassung“ ersetzt. 

9. Art. 15 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 15

Vermögensanlage“.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„1Die Versorgungsanstalten haben ihre ge-
samten Vermögenswerte nach dem Grund-
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satz der unternehmerischen Vorsicht unter 
Einhaltung der Anforderungen des § 124 
Abs. 1 Satz 2 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) in der am 1. Februar 2018 
geltenden Fassung anzulegen. 2Das gebun-
dene Vermögen darf nur nach Maßgabe des 
§ 215 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 7 und Satz 2 
VAG und § 9 der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über das öffentliche 
Versorgungswesen (DVVersoG) angelegt 
werden.“

bb) Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Bei der Berechnung des Mindestumfangs 
des gebundenen Vermögens können Be-
träge in Höhe der Beitragsforderungen aus 
dem selbst abgeschlossenen Versiche-
rungsgeschäft außer Ansatz bleiben, wenn 
insoweit kein Leistungsanspruch besteht.“

10. In Art. 16 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der Ver-
sorgungskammer“ gestrichen.

11. Art. 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 und 2 
ersetzt:

„1Die Versorgungsanstalten haben ihren Jahres-
abschluss durch einen gemeinsamen Abschluss-
prüfer prüfen zu lassen. 2§ 341k des Handelsge-
setzbuchs und § 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 5 und 7, 
Abs. 3 und 4 und § 36 Abs. 1 VAG sind entspre-
chend anzuwenden mit der Maßgabe, dass in 
§ 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 und 5 VAG an die Stel-
le der Solvabilitätskapitalanforderung und der 
Mindestkapitalanforderung die Anforderungen 
des Art. 14 Satz 2 und der Vorschriften des § 8 
DVVersoG über Zuführungen zu und Entnah-
men aus der Sicherheitsrücklage treten.“ 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3 
bis 5.

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und wird wie 
folgt gefasst:

„6Art. 4 Abs. 4 Satz 3 bleibt unberührt.“

12. Nach Art. 17 wird folgender Art. 17a eingefügt:

„Art. 17a

Risikokonzentration und Transaktionen  
zwischen Versorgungsanstalten

1Die Versorgungsanstalten haben der Aufsichts-
behörde zu Risikokonzentrationen und gruppenin-

ternen Transaktionen entsprechend § 273 Abs. 1, 3 
Satz 1 und 2 und Abs. 4 sowie § 274 Abs. 1, 3 und 
4 Satz 1 VAG zu berichten. 2§ 275 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 276 Abs. 1 VAG gelten entsprechend. 3Die Bestim-
mungen des Datenschutzrechts bleiben unberührt.“

13. Art. 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „des Innern, 
für Bau und Verkehr“ gestrichen.

b) In Abs. 5 Satz 4 wird die Angabe „§ 89 Abs. 2 
VAG“ durch die Angabe „§ 314 Abs. 2 VAG“ er-
setzt.

14. Art. 20 wird wie folgt geändert:

a) Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „des In-
nern, für Bau und Verkehr“ gestrichen.

b) In Nr. 6 wird das Wort „gebundenen“ gestrichen.

15. Art. 22 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Zur Prüfung des Vorliegens der gesund-
heitlichen Voraussetzungen für beantragte Leistun-
gen sind die Versorgungsanstalten berechtigt, Daten 
über die Gesundheit ihrer Mitglieder, Versicherten 
und Leistungsberechtigten zu verarbeiten. 2Für die-
sen Zweck dürfen diese Daten an andere öffentliche 
Versorgungsträger innerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und der anderen Vertragsstaa-
ten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sowie der Schweiz übermittelt werden.“

16. In Art. 24 Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort „des“ ge-
strichen.

17. In Art. 27 Satz 2 werden die Wörter „in der jeweils 
geltenden Fassung“ gestrichen.

18. In Art. 30 Abs. 2 Satz 2 werden nach der Angabe 
„(SGB VI)“ die Wörter „in der jeweils geltenden Fas-
sung“ eingefügt.

19. In Art. 31 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 
Nr. 1 SGB VI“ durch die Angabe „§ 6 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 1 SGB VI in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

20. In Art. 32 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „dürfen 
von denen der Pensionskassen abweichen, sofern 
sie die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen 
aus den Versorgungsverhältnissen sicherstellen und“ 
durch die Wörter „müssen die dauernde Erfüllbarkeit 
der Verpflichtungen aus den Versorgungsverhältnis-
sen sicherstellen und dürfen“ ersetzt.

21. Nach Art. 32 wird folgender Art. 32a eingefügt:
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„Art. 32a

Rückforderung von Geldleistungen

Für die Rückforderung von Geldleistungen, die 
für die Zeit nach dem Tod des Berechtigten erbracht 
worden sind, gilt § 118 Abs. 3 bis 4a SGB VI in der am 
1. Februar 2018 geltenden Fassung entsprechend.“

22. Art. 33 wird wie folgt gefasst:

„Art. 33

Bayerische Ärzteversorgung

Pflichtmitglied der Bayerischen Ärzteversorgung 
ist, wer

1. nicht berufsunfähig ist,

2. zur Ausübung einer Tätigkeit als Arzt, Zahnarzt 
oder Tierarzt berechtigt ist und

3. im Freistaat Bayern eine berufliche Tätigkeit aus-
übt, bei der ärztliche, zahnärztliche oder tierärzt-
liche Fachkenntnisse angewendet oder verwer-
tet werden.“

23. Art. 35 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Pflichtmitglieder sind auch diejenigen nicht berufs-
unfähigen Personen, die die Voraussetzungen nach 
Art. 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 und 4 Satz 1 Nr. 1 
und 2 Buchst. a, Abs. 5 und 6 des Baukammernge-
setzes (BauKaG) oder die Voraussetzungen nach 
Art. 6 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauKaG in Verbindung mit 
Art. 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 Buchst. a, Abs. 5 
und 6 BauKaG erfüllen und zur Eintragung in die Ar-
chitektenliste oder Stadtplanerliste eine praktische 
Tätigkeit nach Art. 3 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 BauKaG 
ausüben.“

24. Art. 38 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

25. Art. 39 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Anschrift“ die 
Wörter „ , die Art der Zulassung oder Bestellung“ 
eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Patentanwaltskammer übermittelt 
der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuer-

beraterversorgung jeweils den Namen, das 
Geburtsdatum, die Anschrift und die Art der Zu-
lassung der Kammermitglieder mit Kanzleisitz 
in Bayern sowie den jeweiligen Zeitpunkt der 
Einrichtung und der Aufgabe des Kanzleisitzes 
in Bayern.“

26. Art. 40 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Hinterbliebe-
nen“ das Komma gestrichen.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Dienst-
leistungen“ die Wörter „nach Maßgabe der 
Satzung oder auf Grund eines öffentlich-
rechtlichen Vertrags“ eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „dieses Ge-
setzes“ gestrichen.

27. Art. 42 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „des Innern, für Bau 
und Verkehr“ gestrichen.

28. Art. 45 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird nach der Angabe „Art. 11, 12, 
14, 15, 16 Abs. 3 bis 5,“ die Angabe „Art. 17 
Abs. 1 Satz 2,“ eingefügt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 3 VAG ist 
§ 234 Abs. 3 Nr. 8 VAG in Verbindung mit 
§ 213 VAG mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass die Solvabilitätskapitalanforderung auf 
fünf v. H. der Deckungsrückstellung festge-
legt wird.“

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Es werden fünf Drittel v. H. der versi-
cherungstechnischen Rückstellungen der 
Pflichtversicherung auf den Mindestwert der 
Mindestkapitalanforderung angerechnet.“

b) In Abs. 8 werden die Wörter „des Innern, für Bau 
und Verkehr“ gestrichen.

29. In Art. 47 Satz 3 Halbsatz 1 werden die Wörter „die-
ses Gesetzes“ gestrichen und wird nach der Anga-
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be „Art. 11, 12, 14, 15, 16 Abs. 3 bis 5,“ die Angabe 
„Art. 17 Abs. 1 Satz 2,“ eingefügt.

30. Die Art. 49 und 50 werden aufgehoben.

31. Art. 51 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „Anstalt“ durch das Wort 
„Versorgungsanstalt“ ersetzt.

b) In Abs. 3 werden die Wörter „zur Alters-, Berufs-
unfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung 
nach Maßgabe des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung“ durch die 
Wörter „nach Maßgabe des Betriebsrentenge-
setzes“ ersetzt.

32. Art. 52 wird aufgehoben.

33. Art. 53 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

b) Die Abs. 2 und 4 werden aufgehoben.

34. In Art. 54 werden die Wörter „deutschen Bezirks-
schornsteinfegermeister“ durch die Wörter „bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger“ ersetzt.

35. Art. 56 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 3 und nach 
dem Wort „Übergangszeit“ wird das Wort 
„die“ gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 6 wird aufgehoben. 

b) Abs. 1a wird Abs. 2.

c) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt:

„(3) 1Zur Erledigung der staatlichen Aufga-
ben der Versorgungskammer gemäß Art. 10 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Tier-
gesundheitsgesetzes, der Bezüge-Zuständig-
keitsverordnung, § 3 Abs. 6 der Vertretungs-
verordnung sowie dem Ersten Teil der StMI 
Zuständigkeitsverordnung Beamtenrecht stellen 
die Versorgungsanstalten die erforderlichen Ein-
richtungen einschließlich des erforderlichen Per-
sonals zur Verfügung. 2Die hierbei entstehenden 
Kosten, die nicht im Zusammenhang mit der 
Geschäftsführung für die Versorgungsanstalten 
stehende Aufgaben betreffen, sind den Versor-
gungsanstalten zu erstatten.“

d) Die bisherigen Abs. 2 bis 5 werden die Abs. 4 
bis 7.

e) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 8 und wird wie 
folgt gefasst:

„(8) Mitglieder der Rechtsanwaltskammern 
in Bayern, die vor dem 1. Januar 1984 das 
60. Lebensjahr vollendet haben, werden nicht 
Mitglieder der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung.“ 

f) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 9.

g) Es werden die folgenden Abs. 10 und 11 ange-
fügt:

„(10) Art. 8 Abs. 1 Satz 1 gilt nicht für die 
Versorgungsanstalt der bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfeger.

(11) Die Rechnungslegung für vor dem 
1. Januar 2019 endende Geschäftsjahre erfolgt 
nach der am 31. Dezember 2017 geltenden Fas-
sung dieses Gesetzes.“

36. Art. 57 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttre-
ten“ angefügt.

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Art. 56 Abs. 11 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft.“

§ 2

Änderung des Gesetzes über die Zuständigkeiten 
zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften

Art. 7 des Gesetzes über die Zuständigkeiten zum 
Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften (ZustWiG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Januar 2005 
(GVBl. S. 17, BayRS 700-2-W), das zuletzt durch § 1  
Nr. 351 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

2. In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „(VAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 
(BGBl 1993 I S. 2) in der jeweils geltenden Fassung,“ 
gestrichen.

3. In Abs. 2 werden die Wörter „Versicherungsaufsicht 
über die in Art. 1 Abs. 1 und Art. 45“ durch die Wörter 
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„Rechts- und Versicherungsaufsicht über die in den 
Art. 1 Abs. 1 und Art. 54“ ersetzt.

§ 3

Änderung der Delegationsverordnung

§ 1 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 
2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch 
Verordnung vom 20. Februar 2018 (GVBl. S. 54) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Der Nr. 8 wird ein Komma angefügt.

2. Nach Nr. 8 wird folgende Nr. 9 eingefügt:

„9. § 39 Abs. 2 Satz 1 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes, soweit das Staatsministerium des In-
nern und für Integration für die Versicherungs-
aufsicht zuständig ist,“.

§ 4

Änderung der Bayerischen Zulagenverordnung

In § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der Bayerischen Zulagen-
verordnung (BayZulV) vom 16. November 2010 (GVBl. 
S. 747, BayRS 2032-2-11-F), die zuletzt durch § 4 des 
Gesetzes vom 22. März 2018 (GVBl. S. 162) geändert 
worden ist, wird die Angabe „Art. 56 Abs. 2“ durch die An-
gabe „Art. 56 Abs. 4“ ersetzt. 

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2018 in Kraft.

(2) Das Gesetz über die Bayerische Rechtsanwalts-
versorgung vom 20. Dezember 1983 (GVBl. S. 1099, 
BayRS 763-12-I), das zuletzt durch § 1 Nr. 46 des Geset-
zes vom 8. April 2013 (GVBl. S. 174) geändert worden ist, 
tritt mit Ablauf des 30. Juni 2018 außer Kraft. 

München, den 12. Juni 2018 

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Auf Grund des Art. 27 Abs. 2 Satz 1 und des Art. 42 
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes (VwZVG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 2010-2-I) veröffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 15. Mai 2018 (GVBl. S. 260) geändert worden ist, 
verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in der 
in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2010-2-1-I) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, die durch Verord-
nung vom 4. November 2003 (GVBl. S. 825) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift wird die Angabe „(DVVwZVG)“ ange-
fügt.

2. In dem Satz vor § 1 wird die Fußnote 1 gestrichen.

3. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 1

Beitreibungsersuchen 
(Zu Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 VwZVG)“.

b) Im Satzteil vor Buchst. a werden nach dem Wort 
„Finanzamt“ die Wörter „oder die nach dem 
Recht eines anderen Landes der Bundesrepublik 
Deutschland“ eingefügt.

4. Die Überschrift zu § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2

Örtliche Zuständigkeit
(Zu Art. 25 VwZVG)“.

5. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 3

Anbringung der Vollstreckungsklausel
(Zu Art. 27 Abs. 2 Satz 1 VwZVG)“.

b) Nr. 6 wird aufgehoben.

6. Nach § 3 wird folgender § 4 eingefügt:

„§ 4

Pfändung und Einziehung von Geldforderungen
(Zu Art. 27 Abs. 2 Satz 1 VwZVG)

Folgenden juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts wird die Befugnis zur Pfändung und 
Einziehung von Geldforderungen erteilt:

1.  der AOK Bayern,

2.  der BKK Akzo Nobel Bayern,

3.  der BKK Faber-Castell & Partner.“

7. Der bisherige § 4 wird § 5 und wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Inkrafttreten“.

b) Im Wortlaut wird die bisherige Fußnote 2 die 
Fußnote 1.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 20. Juni 2018 in Kraft.

München, den 5. Juni 2018

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r

2010-2-1-I

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Durchführung des 
Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes

vom 5. Juni 2018
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Auf Grund des Art. 60 Nr. 2, 6, 7 und 8 des Baye-
rischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. 
S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 1 
des Gesetzes vom 21. Februar 2018 (GVBl. S. 42) ge-
ändert worden ist, verordnet das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern und für 
Integration:

§ 1

Die Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsge-
setz (AVBaySchFG) vom 23. Januar 1997 (GVBl. S. 11, 
BayRS 2230-7-1-1-K), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 21. Februar 2018 (GVBl. S. 42) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 wird die Angabe „BaySchFG“ durch die 
Wörter „des Bayerischen Schulfinanzierungsgeset-
zes (BaySchFG)“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Größe (Klas-
sen- und Schülerzahl) und“ durch die Wörter 
„Klassen- und Schülerzahl sowie“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „(Elternbei-
rat, Klassenelternsprecher)“ durch die Wörter 
„(Art. 64 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen – BayEUG)“ 
ersetzt. 

c) In Abs. 5 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch 
die Wörter „ ; zuständig ist das Bayerische Lan-
desamt für Schule (Landesamt).“ ersetzt.

d) In Abs. 6 Satz 2 werden die Wörter „dem Bay-
erischen Kinder- und Jugendhilfegesetz“ durch 
die Wörter „Teil 7 Abschnitt 4 des Gesetzes zur 
Ausführung der Sozialgesetze (AGSG)“ ersetzt.

3. In § 5 Abs. 1 werden die Wörter „vom 30. Dezember 
1994 (GVBl 1995 S. 61, BayRS 2230-1-1-3-K)“ durch 
die Angabe „(SchulbauV)“ ersetzt.

4. In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „nach Art. 34 Abs. 2 
BayEUG gebildeten Schulsprengel (Grundsprengel)“ 

durch die Wörter „Grundsprengel im Sinn des Art. 34 
Abs. 2 BayEUG“ ersetzt.

5. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 werden die Wörter „(häusliche Erspar-
nis)“ gestrichen.

b) In Abs. 8 Satz 2 werden die Wörter „Sprengel-
schule (Grundsprengel)“ durch die Wörter „Be-
rufsschule des Grundsprengels“ ersetzt.

6. In § 10 werden die Wörter „der Regierung von Schwa-
ben“ durch die Wörter „dem Landesamt“ ersetzt.

7. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „(in der Regel 
für mindestens ein Schulhalbjahr)“ durch 
die Wörter „– in der Regel für mindestens 
ein Schulhalbjahr –“ und die Wörter „(ein-
schließlich Werkstattausbilder)“ durch die 
Wörter „– einschließlich Werkstattausbil-
der –“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „(z.B. Blockun-
terricht an Berufsschulen)“ durch die Wörter 
„ , beispielsweise bei Blockunterricht an Be-
rufsschulen,“ ersetzt.

b) Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Spiegelstriche 1 bis 3 die 
Buchst. a bis c.

bb) In Nr. 2 werden die Spiegelstriche 1 bis 3 die 
Buchst. a bis c.

c) In Abs. 7 Satz 1 werden die Wörter „Fachakade-
mien und“ gestrichen.

8. In § 13 werden die Wörter „der Regierung von Schwa-
ben“ durch die Wörter „den Regierungen“ ersetzt.

9. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

2230-7-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsgesetz

vom 23. Mai 2018
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aa) In Buchst. a werden die Wörter „(einschließ-
lich Schulvorbereitender Einrichtungen)“ 
durch die Wörter „– einschließlich Schulvor-
bereitender Einrichtungen –“ und die Anga-
be „Art. 27, 33 und 34“ durch die Angabe 
„Art. 33, 34 und 34a“ ersetzt.

bb) In Buchst. b wird die Angabe „und Art. 34 
Satz 2“ durch die Angabe „ , Art. 34 Satz 2 
und Art. 34a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2“ ersetzt. 

b) In Nr. 3 werden die Wörter „die Regierung von 
Schwaben“ durch die Wörter „das Landesamt“ 
ersetzt.

10.  In § 15 werden in der Überschrift die Wörter „(ein-
schließlich Schulvorbereitender Einrichtungen)“ 
durch die Wörter „– einschließlich Schulvorbereiten-
der Einrichtungen –“ ersetzt und die Angabe „27,“ ge-
strichen.

11. In § 16 werden in der Überschrift die Wörter „(ein-
schließlich Schulvorbereitender Einrichtungen)“ 
durch die Wörter „– einschließlich Schulvorbereiten-
der Einrichtungen –“ ersetzt und die Angabe „27 und“ 
gestrichen.

12. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „(ein-
schließlich Schulvorbereitender Einrichtungen)“ 
durch die Wörter „– einschließlich Schulvorberei-
tender Einrichtungen –“ ersetzt und die Angabe 
„27, 32,“ gestrichen.

b) Abs. 1 Halbsatz 2 wird gestrichen.

c) In Abs. 2 werden die Wörter „(Heim, Tagesstät-
te)“ durch die Wörter „beispielsweise ein Heim 
oder eine Tagesstätte,“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Verordnung 
über die Schülerbeförderung (SchBefV) in der 
jeweils geltenden Fassung“ durch die Angabe 
„Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV)“ er-
setzt.

e) In Abs. 8 Satz 1 werden die Wörter „und zu ei-
ner auf Verlangen des Bundesamts für den Zivil-
dienst abgeschlossenen Vollkaskoversicherung 
(für Zivildienstleistende als Busfahrer)“ gestri-
chen.

13. In § 19 Abs. 1 werden die Wörter „dieser Verordnung“ 
gestrichen.

14. In § 19a Satz 1 werden die Wörter „die Regierung 
von Schwaben“ durch die Wörter „das Landesamt“ 
ersetzt.

15. § 22 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „der 
Regierung von Schwaben“ durch die Wörter 
„dem Landesamt“ ersetzt.

b) In Satz 5 werden die Wörter „die Regierung von 
Schwaben“ durch die Wörter „das Landesamt“ 
ersetzt.

16. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift wird das Wort „ , Übergangsre-
gelung“ angefügt.

b) Der Wortlaut wird Abs. 1.

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) 1Die vor dem 1. August 2018 bestehen-
den Zuständigkeiten bestehen für vor diesem 
Zeitpunkt begonnene Verfahren fort. 2Die ab dem 
1. August 2018 zuständige Behörde kann im 
Einvernehmen mit der bis zu diesem Zeitpunkt 
zuständigen Behörde diese Aufgaben überneh-
men.“

17. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1.2 Satz 4 werden die Wörter „Aufwen-
dungen für die Errichtung und Unterhaltung des 
Gebäudes sowie der Ausstattung der Räume 
(Bereithaltungskosten)“ durch die Wörter „Be-
reithaltungskosten, d.h. die Aufwendungen für 
die Errichtung und Unterhaltung des Gebäudes 
sowie der Ausstattung der Räume“ ersetzt.

b) In Nr. 2.15 werden die Wörter „auf Grund des 
Gesetzes über Unfallversicherung für Schüler 
und Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 
18. März 1971 (BGBl I S. 237) in der jeweiligen 
Fassung“ durch die Wörter „ , die an die Träger 
der gesetzlichen Schülerunfallversicherung zu 
entrichten sind,“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2018 in Kraft.

München, den 23. Mai 2018

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Bernd S i b l e r , Staatsminister
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Auf Grund des § 66 Abs. 1 Satz 1 und des § 9 des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 
(BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Art. 14 des Geset-
zes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit Art. 4 Satz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes (AGBBiG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1993 (GVBl. S. 754, BayRS 800-21-1-A), das zuletzt 
durch § 1 Nr. 408 der Verordnung vom 22. Juli 2014 
(GVBl. S. 286) geändert worden ist, verordnet das Bay-
erische Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nach dem Beschluss des Berufsbildungs-
ausschusses:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§   1  Ausbildungsberufe
§   2  Personenkreis
§   3  Dauer der Berufsausbildung
§   4  Eignung der Ausbildungsstätte
§   5  Eignung der Ausbilderinnen und Ausbilder
§   6  Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildungen
§   7  Übergang in einen anerkannten Ausbildungsberuf

Teil 2

Fachpraktikerin Landwirtschaft und Fachpraktiker  
Landwirtschaft

§   8  Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild
§   9  Zwischenprüfung
§ 10  Abschlussprüfung
§ 11  Bestehen der Abschlussprüfung

Teil 3

Werkerin und Werker im Gartenbau

§ 12   Fachrichtungen, Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungs-
berufsbild

§ 13  Zwischenprüfung
§ 14  Abschlussprüfung
§ 15  Bestehen der Abschlussprüfung

Teil 4

Fachpraktikerin Hauswirtschaft und Fachpraktiker  
Hauswirtschaft 

§ 16  Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild
§ 17  Gestreckte Abschlussprüfung
§ 18  Teil 1 der Abschlussprüfung
§ 19  Teil 2 der Abschlussprüfung
§ 20  Bestehen der Abschlussprüfung

Teil 5

Schlussbestimmungen

§ 21  Übergangsregelung
§ 22  Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Anlage 1  Ausbildungsrahmenplan „Fachpraktikerin Landwirt-

schaft/Fachpraktiker Landwirtschaft“
Anlage 2  Ausbildungsrahmenplan „Werkerin im Gartenbau/Wer-

ker im Gartenbau“
Anlage 3  Ausbildungsrahmenplan „Fachpraktikerin Hauswirt-

schaft/Fachpraktiker Hauswirtschaft“

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Ausbildungsberufe

1Nach dieser Ausbildungsverordnung erfolgt die Be-
rufsausbildung

1. zur Fachpraktikerin und zum Fachpraktiker Landwirt-
schaft – Berufsabschluss der Landwirtschaft –,

2. zur Werkerin und zum Werker im Gartenbau – Be-
rufsabschluss im Gartenbau –,

3. zur Fachpraktikerin und zum Fachpraktiker Hauswirt-
schaft – Berufsabschluss der Hauswirtschaft –.

2Die in Satz 1 genannte Berufsausbildung vermittelt den 
jeweils genannten Berufsabschluss. 3Bei der Bezeich-
nung des Ausbildungsberufes „Werkerin im Gartenbau/
Werker im Gartenbau“ tritt ergänzend die Bezeichnung 
der Fachrichtung (§ 12 Abs. 1) hinzu.

7803-27-L

Ausbildungsverordnung 
für Fachpraktiker in agrar- und hauswirtschaftlichen Berufen 

(Ausbildungsverordnung Fachpraktiker – FPrAgrHwV)

vom 1. Juni 2018
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§ 2 

Personenkreis

(1) Die Ausbildungsverordnung gilt für Menschen mit 
Behinderung nach § 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB IX), für die wegen Art und Schwere ihrer 
Behinderung eine erfolgreiche Ausbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf nicht zu erwarten ist.

(2) Hierüber muss eine Bestätigung des zuständi-
gen Rehabilitationsträgers vorliegen, ausgestellt auf der 
Grundlage einer differenzierten Eignungsuntersuchung, 
damit der Ausbildungsvertrag in das Verzeichnis der Aus-
bildungsverhältnisse eingetragen werden kann.

§ 3

Dauer der Ausbildung

Die Ausbildung dauert drei Jahre.

§ 4

Eignung der Ausbildungsstätten

(1) 1Menschen mit Behinderung dürfen nach dieser 
Ausbildungsverordnung nur in dafür geeigneten Betrie-
ben, in Berufsbildungswerken und anderen außerbetrieb-
lichen Einrichtungen ausgebildet werden. 2Neben den in 
§ 27 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) festgelegten An-
forderungen muss die Ausbildungsstätte hinsichtlich der 
Räume, der Ausstattung und Einrichtung den besonderen 
Erfordernissen der Ausbildung von Menschen mit Behin-
derung gerecht werden.

(2) 1Die besondere Betreuung und Förderung der 
Menschen mit Behinderung in der Ausbildungsstätte 
muss sichergestellt sein. 2Die Beschulung in einer jeweils 
geeigneten Fachklasse muss gewährleistet sein.

(3) In Betrieben soll eine Ausbilderin oder ein Aus-
bilder nicht mehr als zwei, in Berufsbildungswerken und 
anderen außerbetrieblichen Einrichtungen nicht mehr als 
acht Auszubildende gleichzeitig ausbilden.

§ 5

Eignung der Ausbilderinnen und Ausbilder

(1) Ausbilderinnen und Ausbilder, die im Rahmen ei-
ner Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig werden, 
müssen neben der persönlichen und fachlichen Eignung 
zusätzlich eine behindertenspezifische Qualifikation 
nachweisen.

(2) 1Die behindertenspezifische Qualifikation wird 
nachgewiesen durch Maßnahmen, deren Umfang für 
Ausbilderinnen und Ausbilder in Berufsbildungswerken 
und in anderen außerbetrieblichen Einrichtungen min-
destens 160 Stunden, für Ausbilderinnen und Ausbilder 
in Betrieben mindestens 40 Stunden beträgt. 2Von dem 
Nachweis der Qualifikationsmaßnahme kann nur abgese-
hen werden, wenn die Qualität der Ausbildung auf andere 
Weise sichergestellt ist, insbesondere durch Zusammen-
arbeit mit einer geeigneten Ausbildungseinrichtung.

§ 6

Zielsetzung und Durchführung  
der Berufsausbildungen

(1) Die in dieser Ausbildungsverordnung genannten 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sollen jeweils 
so vermittelt werden, dass sie zu einer qualifizierten be-
ruflichen Tätigkeit im Sinne von § 1 Abs. 3 BBiG befähi-
gen, die selbstständiges Arbeiten mit einschließt. 

(2) 1Die Ausbildung ist für jede Auszubildende und 
jeden Auszubildenden individuell zu planen. 2Der Ausbil-
dungsplan ist an den individuellen Lernfortschritt der oder 
des Auszubildenden anzupassen.

(3) 1Die Auszubildenden haben einen schriftlichen 
Ausbildungsnachweis zu führen. 2Ihnen ist die erforder-
liche Anleitung und Gelegenheit zu geben, den Ausbil-
dungsnachweis während der Ausbildungszeit zu führen. 
3Der Ausbildungsnachweis ist regelmäßig zu überprüfen 
und abzuzeichnen. 4Die zuständige Stelle kann Auszubil-
dende mit Rücksicht auf Art und Schwere ihrer Behinde-
rung von der Pflicht zur Führung eines Ausbildungsnach-
weises ganz oder teilweise befreien. 

§ 7

Übergang in einen anerkannten Ausbildungsberuf

(1) Während der Berufsausbildung nach dieser 
Ausbildungsverordnung sollen die Beteiligten und die 
zuständige Stelle die Möglichkeit des Übergangs in die 
Ausbildung im jeweiligen anerkannten Ausbildungsberuf 
laufend prüfen.

(2) 1Ein Übergang nach Abs. 1 bedarf der Zustim-
mung der oder des Auszubildenden, des gesetzlichen 
Vertreters und des Ausbildenden. 2Bei Förderung der 
Ausbildung durch die Bundesagentur für Arbeit oder ei-
nen anderen Rehabilitationsträger sind diese anzuhören.

Teil 2

Fachpraktikerin Landwirtschaft  
und Fachpraktiker Landwirtschaft
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§ 8

Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild

(1) Die Gliederung der Berufsausbildung „Fachprakti-
kerin Landwirtschaft/Fachpraktiker Landwirtschaft“ ergibt 
sich aus Anlage 1.

(2) 1Gegenstand der Berufsausbildung sind mindes-
tens die in Anlage 1 aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten. 2Der Auszubildende hat zwei Schwer-
punkte zu wählen, wobei entweder der Schwerpunkt Tier-
haltung (Anlage 1 Nr. 3.1) oder der Schwerpunkt Pflan-
zenproduktion (Anlage 1 Nr. 3.2) verpflichtend zu wählen 
ist.

(3) Findet die Ausbildung in einem Berufsbildungs-
werk oder in einer anderen außerbetrieblichen Ausbil-
dungseinrichtung statt, sollen mindestens 26 Wochen 
außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Aus-
bildungsbetrieb durchgeführt werden.

§ 9

Zwischenprüfung

(1) In Zusammenarbeit zwischen der zuständigen 
Stelle und den Ausbildungsstätten ist eine Zwischenprü-
fung durchzuführen, die vor dem Ende des zweiten Aus-
bildungsjahres stattfinden soll.

(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in 
Anlage 1 für die ersten drei Ausbildungshalbjahre aufge-
führten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie 
auf den entsprechenden Lehrstoff der Berufsschule zur 
individuellen Lernförderung, soweit dieser für die Berufs-
ausbildung wesentlich ist.

(3) 1Die Zwischenprüfung findet in einem der Schwer-
punkte Tierhaltung oder Pflanzenproduktion statt und wird 
praktisch in Form einer Arbeitsprobe einschließlich eines 
Fachgesprächs und schriftlich oder auf Antrag mündlich 
durchgeführt. 2Die individuellen Beeinträchtigungen der 
Prüfungskandidaten sind bei der Durchführung der Prü-
fung zu berücksichtigen.

(4) Die praktische Prüfung dauert etwa 90 Minuten, 
die schriftliche Prüfung 60 Minuten und eine mündliche 
Prüfung etwa 30 Minuten.

(5) Findet die Ausbildung in den Schwerpunkten Tier-
haltung und Pflanzenproduktion statt, wird der Prüfungs-
bereich auf gemeinsamen Antrag des Auszubildenden 
und des Ausbildenden festgelegt.

§ 10

Abschlussprüfung

(1) 1Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, 
ob der Prüfling die Handlungsfähigkeit erworben hat. 
2In der Abschlussprüfung soll der Prüfling nachweisen, 
dass er die dafür erforderlichen beruflichen Fertigkeiten 
beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht 
zu vermittelnden, für die Berufsausbildung wesentlichen 
Lehrstoff vertraut ist.

(2) 1Die Abschlussprüfung besteht aus folgenden 
Prüfungsbereichen:

1. Haltung und Nutzung von Tieren,

2. Anbau und Nutzung von Pflanzen,

3. Arbeitsverfahren und Technik,

4. Wirtschafts- und Sozialkunde.

2Die Abschlussprüfung ist entsprechend dem Schwer-
punkt in den Prüfungsbereichen gemäß Satz 1 Nr. 1 oder 
Nr. 2 sowie Nr. 3 und 4 abzulegen. 3Die Prüfung in den 
Prüfungsbereichen gemäß Satz 1 Nr. 1 und 2 wird prak-
tisch in Form von je zwei Arbeitsproben mit jeweils einem 
Fachgespräch und in den Prüfungsbereichen gemäß 
Satz 1 Nr. 3 und 4 schriftlich oder auf Antrag mündlich 
abgenommen. 4Die Prüfungszeit beträgt jeweils für jede 
Arbeitsprobe einschließlich des Fachgesprächs 90 Minu-
ten, für die schriftlichen Prüfungen im Prüfungsbereich 
gemäß Satz 1 Nr. 3 60 Minuten und im Prüfungsbereich 
gemäß Satz 1 Nr. 4 30 Minuten, für mündliche Prüfungen 
im Prüfungsbereich gemäß Satz 1 Nr. 3 etwa 30 Minuten 
und im Prüfungsbereich gemäß Satz 1 Nr. 4 etwa 20 Mi-
nuten.

(3) Findet die Ausbildung in den Schwerpunkten 
Tierhaltung und Pflanzenproduktion statt, wird der Prü-
fungsbereich gemäß Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 auf 
gemeinsamen Antrag des Auszubildenden und des Aus-
bildenden festgelegt.

(4) 1In der praktischen Prüfung sollen die Prüflin-
ge zeigen, dass sie die erworbenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse praxisbezogen unter Verwendung geeigne-
ter Maschinen, Geräte und technischer Einrichtungen 
anwenden können. 2Bei der Planung, Durchführung und 
Kontrolle der Arbeitsabläufe sind Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit sowie je nach Schwerpunkt 
Gesichtspunkte des Tierschutzes und des Tierwohls oder 
Gesichtspunkte des Bodenschutzes und der Pflanzenge-
sundheit einzubeziehen. 3Den Prüflingen soll Gelegen-
heit gegeben werden, die Maschinen, Geräte und tech-
nischen Einrichtungen vor der Prüfung kennen zu lernen.

(5) Für die praktischen Prüfungsaufgaben im Prü-
fungsbereich Haltung und Nutzung von Tieren kommen 
insbesondere folgende Prüfungsgebiete in Betracht:
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1. Gesundheitszustand und Ernährung von Tieren,

2. artgerechter Umgang mit Tieren,

3. Fütterung von Tieren,

4. Pflege und Versorgung von Tieren,

5. Gewinnen und Verarbeiten tierischer Produkte.

(6) Für die praktischen Prüfungsaufgaben im Prü-
fungsbereich Anbau und Nutzung von Pflanzen kommen 
insbesondere folgende Prüfungsgebiete in Betracht:

1. Erkennen und Beurteilen von Pflanzen,

2. Bearbeiten des Bodens,

3. Gewinnung pflanzlicher Produkte,

4. Lagerung des Ernteguts,

5. Verarbeitung pflanzlicher Produkte.

(7) 1In der schriftlichen Prüfung im Prüfungsbereich 
Arbeitsverfahren und Technik sollen die Prüflinge zeigen, 
dass sie die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse 
praxisbezogen unter Berücksichtigung des Umweltschut-
zes, der Nachhaltigkeit, des Tierschutzes und der Wirt-
schaftlichkeit anwenden können. 2Für die praxisbezoge-
ne schriftliche Prüfung kommen insbesondere folgende 
Prüfungsgebiete in Betracht:

1. Aufzeigen fachlicher Hintergründe und Zusammen-
hänge,

2. Festlegung von Arbeitsabläufen,

3. Auswahl und Einsatz geeigneter Maschinen, Geräte 
und Betriebsmittel,

4. Anwendung von Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung,

5. Anwendung von Maßnahmen zur Sicherheit und zum 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit.

(8) In der schriftlichen Prüfung im Prüfungsbereich 
Wirtschafts- und Sozialkunde sollen die Prüflinge zeigen, 
dass sie allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Zusammenhänge in der Berufs- und Arbeitswelt darstel-
len und beurteilen können.

(9) 1Für die Ermittlung des Gesamtergebnisses sind 
die Ergebnisse der Prüfungsbereiche zu einer Note zu-
sammenzufassen. 2Die einzelnen Prüfungsbereiche sind 
wie folgt zu gewichten:

1. arithmetisches Mittel aus den Noten der Arbeitspro-

ben in den Prüfungsbereichen gemäß Abs. 5 oder 
Abs. 6 70 %

2. schriftliche Prüfung gemäß Abs. 7 20 % 

3. schriftliche Prüfung gemäß Abs. 8 10 %. 

§ 11

Bestehen der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn im 
Gesamtergebnis und jeweils in den Arbeitsproben nach 
§ 10 Abs. 2 Satz 3 mindestens ausreichende Leistungen 
erbracht worden sind.

(2) Sie ist nicht bestanden, wenn einer der Prüfungs-
bereiche nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 mit „unge-
nügend“ bewertet worden ist.

(3) 1Auf Antrag des Prüflings ist die Prüfung in einer 
der mit „ungenügend“ bewerteten Prüfungsleistungen in 
den Prüfungsbereichen „Arbeitsverfahren und Technik“ 
oder „Wirtschafts- und Sozialkunde“ durch eine mündli-
che Prüfung von 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies für 
das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. 
2Bei der Ermittlung des Ergebnisses für diesen Prüfungs-
bereich wird das bisherige Ergebnis zweifach und das 
Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung einfach 
gewertet.

Teil 3

Werkerin im Gartenbau und Werker im Gartenbau

§ 12

Fachrichtungen, Ausbildungsrahmenplan,  
Ausbildungsberufsbild

(1) Bei der Berufsausbildung „Werkerin im Garten-
bau/Werker im Gartenbau“ kann zwischen den folgenden 
Fachrichtungen gewählt werden:

1. Baumschule,

2. Garten- und Landschaftsbau,

3. Gemüsebau,

4. Zierpflanzenbau.

(2) Die Gliederung der Berufsausbildung „Werkerin 
im Gartenbau/Werker im Gartenbau“ ergibt sich aus  
Anlage 2.
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(3) Gegenstand der Berufsausbildung sind mindes-
tens die in Anlage 2 aufgeführten Kenntnisse, Fertigkei-
ten und Fähigkeiten.

§ 13

Zwischenprüfung

(1) In Zusammenarbeit zwischen der zuständigen 
Stelle und den Ausbildungsstätten sind Zwischenprüfun-
gen durchzuführen, die vor dem Ende des zweiten Ausbil-
dungsjahres stattfinden sollen.

(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in An-
lage 2 für das erste und zweite Ausbildungsjahr aufge-
führten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie 
auf den entsprechenden Lehrstoff der Berufsschule zur 
individuellen Lernförderung, soweit dieser für die Berufs-
ausbildung wesentlich ist.

(3) 1Die Zwischenprüfung wird praktisch in Form von 
drei Prüfungsaufgaben und schriftlich oder auf Antrag 
mündlich in Form von vier Prüfungsaufgaben durchge-
führt. 2Die individuellen Beeinträchtigungen der Prüfungs-
kandidaten sind bei der Durchführung der Prüfung zu be-
rücksichtigen.

(4) Die praktische Prüfung dauert etwa 90 Minuten, 
eine schriftliche Prüfung 60 Minuten und eine mündliche 
Prüfung etwa 30 Minuten.

§ 14

Abschlussprüfung

(1) 1Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, 
ob der Prüfling die Handlungsfähigkeit erworben hat. 
2In der Abschlussprüfung soll der Prüfling nachweisen, 
dass er die dafür erforderlichen beruflichen Fertigkeiten 
beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht 
zu vermittelnden, für die Ausbildung wesentlichen Lehr-
stoff vertraut ist. 3Die Abschlussprüfung erstreckt sich auf 
die in Anlage 2 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse 
sowie auf den entsprechenden Lehrstoff der Berufsschu-
le zur individuellen Lernförderung, soweit dieser für die 
Berufsausbildung wesentlich ist. 4Sie wird praktisch in 
Form von vier Prüfungsaufgaben und schriftlich oder auf 
Antrag mündlich in vier Prüfungsgebieten durchgeführt.

(2) 1Die praktische Prüfung dauert etwa drei Stunden. 
2Die Prüflinge sollen zeigen, dass sie die erworbenen Fer-
tigkeiten und Kenntnisse praxisbezogen unter Verwen-
dung geeigneter Maschinen, Geräte und technischer Ein-
richtungen anwenden können; dabei sind Arbeitsschutz 
und Arbeitssicherheit, Natur- und Umweltschutz sowie 
rationelle Energie- und Materialverwendung einzubezie-

hen. 3Den Prüflingen soll Gelegenheit gegeben werden, 
diese Maschinen, Geräte und technischen Einrichtungen 
vor der Prüfung kennen zu lernen. 4Die gewählte Fach-
richtung ist angemessen zu berücksichtigen. 5Für die 
praktischen Prüfungsaufgaben kommen insbesondere 
folgende Gebiete in Betracht:

1. Fachrichtung Baumschule

a) Pflanzenproduktion,

b) Ernte und Aufbereitung,

2. Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau

a) Baustellenabwicklung und Bautechnik,

b) Vegetationstechnik,

3. Fachrichtung Gemüsebau

a) Pflanzenproduktion,

b) Ernte und Aufbereitung,

4. Fachrichtung Zierpflanzenbau

a) Pflanzenproduktion,

b) Pflanzenverwendung.

(3) 1Eine schriftliche Prüfung dauert 90 Minuten, eine 
mündliche Prüfung etwa 60 Minuten. 2Für die praxisbe-
zogenen Fragen und Aufgaben kommen insbesondere 
folgende Gebiete in Betracht:

1. Fachrichtungen Baumschule, Gemüsebau und Zier-
pflanzenbau

a) Kulturführung,

b) Pflanzenkenntnisse,

c) betriebliche Zusammenhänge,

d) Wirtschafts- und Sozialkunde,

2. Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau

a) landschaftsgärtnerische Arbeiten,

b) Pflanzenkenntnisse,

c) betriebliche Zusammenhänge,

d) Wirtschafts- und Sozialkunde.

(4) Für die Ermittlung des Gesamtergebnisses sind 
die Prüfungsleistungen wie folgt zu gewichten:
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1. Prüfung gemäß Abs. 2 70 %,

2. Prüfung gemäß Abs. 3 30 %. 

§ 15

Bestehen der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn im 
Gesamtergebnis und jeweils in den Prüfungen nach § 14 
Abs. 2 und 3 mindestens ausreichende Leistungen er-
bracht worden sind.

(2) Sie ist nicht bestanden, wenn eine der Prüfungs-
aufgaben nach § 14 Abs. 2 oder Abs. 3 mit „ungenügend“ 
oder zwei dieser Prüfungsaufgaben mit „mangelhaft“ be-
wertet worden sind.

(3) 1Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann 
zweimal wiederholt werden. 2Wer sich innerhalb von zwei 
Jahren zur Wiederholungsprüfung anmeldet, wird auf An-
trag von den Prüfungen und Prüfungsaufgaben befreit, in 
denen eine ausreichende Leistung erzielt worden ist.

Teil 4

Fachpraktikerin Hauswirtschaft und Fachpraktiker 
Hauswirtschaft

§ 16

Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild

(1) Die Gliederung der Berufsausbildung „Fachprakti-
kerin Hauswirtschaft/Fachpraktiker Hauswirtschaft“ ergibt 
sich aus Anlage 3.

(2) 1Gegenstand der Berufsausbildung „Fachprakti-
kerin Hauswirtschaft/Fachpraktiker Hauswirtschaft“ sind 
die in Anlage 3 aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten. 2Findet die Ausbildung nach Anlage 3 Ab-
schnitt A im Berufsbildungswerk oder einer anderen au-
ßerbetrieblichen Einrichtung statt, so soll die Ausbildung 
nach Anlage 3 Abschnitt B in einem durch die zuständige 
Stelle genehmigten Betrieb abgeleistet und fortlaufend 
durch den Ausbildungsbetrieb begleitet werden. 3Die Ent-
scheidung über den Einsatzbereich nach Anlage 3 Ab-
schnitt B treffen die Auszubildenden in Abstimmung mit 
den Ausbilderinnen und Ausbildern, dem zuständigen Re-
habilitationsträger sowie der zuständigen Stelle am Ende 
der Ausbildungszeit nach Anlage 3 Abschnitt A.

§ 17

Gestreckte Abschlussprüfung

(1) 1Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob 
der Prüfling die Handlungsfähigkeit erworben hat. 2In der 
Abschlussprüfung soll der Prüfling nachweisen, dass er 
die dafür erforderlichen Fertigkeiten beherrscht, die not-
wendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt 
und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, 
für die Ausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist.  
3§ 16 und der Ausbildungsrahmenplan sind zugrunde zu 
legen.

(2) 1Die Abschlussprüfung besteht aus den beiden 
zeitlich auseinanderfallenden Teilen 1 und 2 (gestreckte 
Abschlussprüfung). 2Schriftlich zu erbringende Prüfungs-
leistungen sowie die schriftliche Planung der praktischen 
Prüfung nach § 19 Abs. 2 Satz 4 werden auf Antrag 
mündlich durchgeführt.

(3) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses wird 
Teil 1 der Abschlussprüfung einfach und Teil 2 der Ab-
schlussprüfung doppelt gewichtet.

§ 18

Teil 1 der Abschlussprüfung

(1) Teil 1 der Abschlussprüfung soll zwischen dem 
20. und 22. Ausbildungsmonat stattfinden und erstreckt 
sich auf die in der Anlage 3 für die ersten 21 Monate der 
Ausbildung aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten sowie auf die integrativen Kompetenzen und 
auf den im Berufsschulunterricht in diesem Zeitraum zu 
vermittelnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbil-
dung wesentlich ist.

(2) 1Folgende Inhalte werden jeweils mit 30 Minuten 
schriftlich geprüft:

1. Verpflegung und Service,

2. Hausreinigung und Service,

3. Textilreinigung und Service,

4. Wirtschafts- und Sozialkunde.

2Folgende Inhalte werden praktisch in Form einer Arbeits-
probe geprüft:

1. Verpflegung und Service, mit 90 Minuten,

2. Hausreinigung und Service, mit 45 Minuten,

3. Textilreinigung und Service, mit 45 Minuten.

(3) Die schriftlichen Prüfungsleistungen werden ein-
fach, die praktischen Prüfungsleistungen zweifach ge-
wichtet.
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§ 19

Teil 2 der Abschlussprüfung

(1) 1Teil 2 der Abschlussprüfung erstreckt sich auf die 
in der Anlage 3 für die Aufbauqualifizierung und für den 
jeweiligen Schwerpunkt und den Einsatzbereich festge-
legten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten. 2Prü-
fungsrelevant sind darüber hinaus bedeutsame Ausbil-
dungsinhalte der ersten 21 Monate der Ausbildung und 
der im Berufsschulunterricht zu vermittelnde Lehrstoff, 
soweit er für die Ausbildung wesentlich ist.

(2) 1Teil 2 der Abschlussprüfung wird schriftlich und 
praktisch geprüft. 2Die schriftliche Prüfung dauert 90 Mi-
nuten. 3Die praktische Prüfung findet in Form eines be-
trieblichen Auftrags statt. 4Sie umfasst die schriftliche 
Planung und die Durchführung der Aufgabe und ein Prü-
fungsgespräch. 5Die praktische Prüfung dauert insge-
samt etwa 180 Minuten.

(3) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung wird ein-
fach, das der praktischen Prüfung zweifach gewichtet.

§ 20

Bestehen der Abschlussprüfung

(1) 1Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn im 
Gesamtergebnis und im Teil 1 und Teil 2 der Abschluss-
prüfung jeweils mindestens die Note „ausreichend“ erzielt 
wurde. 2Sie ist nicht bestanden, wenn in der Prüfung nach 
§ 18 mehr als zwei Prüfungsleistungen mit „mangelhaft“ 
oder eine Prüfungsleistung mit „ungenügend“ oder in der 
Prüfung nach § 19 die schriftliche oder die praktische Prü-
fung schlechter als „ausreichend“ bewertet wurde.

(2) 1Auf Antrag des Prüflings sind die schriftlichen 
Prüfungen nach den §§ 18 und 19, die mit „mangelhaft“ 
bewertet sind, durch eine mündliche Prüfung zu ergän-
zen, wenn dies für das Bestehen der Prüfung den Aus-
schlag geben kann. 2Die mündliche Ergänzungsprüfung 
soll in der Prüfung nach § 18 je Prüfungsfach 10 Minuten 
und in der Prüfung nach § 19 15 Minuten dauern. 3Das 
Ergebnis der schriftlichen Prüfung wird zweifach, das der 
mündlichen Ergänzungsprüfung einfach gewichtet.

Teil 5

Schlussbestimmungen

§ 21

Übergangsregelung

Berufsausbildungsverhältnisse, die vor dem 1. August 
2018 begonnen worden sind, werden unter Anrechnung 
der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den Vor-
schriften dieser Ausbildungsverordnung fortgesetzt, sofern 
kein abweichender Antrag gestellt wird. 

§ 22

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. August 2018 in Kraft. 
2Mit Ablauf des 31. Juli 2018 treten außer Kraft:

1. die Ausbildungsverordnung Fachpraktiker Hauswirt-
schaft (FPrHwV) vom 7. Juni 2010 (GVBl. S. 358, 
BayRS 7803-2-L), die durch Verordnung vom 7. Juli 
2015 (GVBl. S. 254) geändert worden ist,

2. die Ausbildungsverordnung Gartenwerker  
(GaWAusbV) vom 18. November 2011 (GVBl. 
S. 629, BayRS 7803-24-L), die zuletzt durch Verord-
nung vom 4. Dezember 2012 (GVBl. S. 731) geän-
dert worden ist,

3. die Ausbildungsverordnung Fachpraktiker Landwirt-
schaft (FPrLwV) vom 13. November 2015 (GVBl. 
S. 418, BayRS 7803-26-L).

München, den 1. Juni 2018

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin
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Anlage 1 
(zu § 8) 

 
Ausbildungsrahmenplan  

„Fachpraktikerin Landwirtschaft/Fachpraktiker Landwirtschaft“ 

Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

1. integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 

1.1 Aufbau und 
Organisation des 
Ausbildungsbe-
triebes 

a) Standort, Aufbau und Aufgaben des ausbildenden 
Betriebes nennen 

b) bauliche Anlagen des Ausbildungsbetriebes und die im 
Betrieb vorhandenen oder eingesetzten Maschinen und 
Geräte sowie ihre Einsatzbereiche beschreiben 

c) Grundlagen, Aufgabe und Arbeitsweise der betriebsver-
fassungs- und personalvertretungsrechtlichen Organe 
des ausbildenden Betriebes beschreiben 

während der gesam-
ten Ausbildung zu 
vermitteln 

1.2 Berufsbildung; 
Arbeits- und 
Tarifrecht 

a) Bedeutung des Ausbildungsvertrages, insbesondere 
Abschluss, Dauer und Beendigung, erklären 

b) gegenseitige Rechte und Pflichten aus dem Ausbil-
dungsvertrag nennen 

c) Dauer der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit, 
Ausbildungsvergütung und Dauer des Urlaubs nennen 

d) wesentliche Teile des Arbeitsvertrages nennen 

1.3 Sicherheit und 
Gesundheits-
schutz bei der 
Arbeit 

a) Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit am Ar-
beitsplatz feststellen und Maßnahmen zu ihrer Vermei-
dung ergreifen 

b) berufsbezogene Arbeitsschutz- und Unfallverhütungs-
vorschriften anwenden 

c) Verhaltensweisen bei Unfällen beschreiben sowie erste 
Maßnahmen einleiten 

d) Vorschriften des vorbeugenden Brandschutzes anwen-
den; Verhaltensweisen bei Bränden beschreiben und 
Maßnahmen zur Brandbekämpfung ergreifen 

1.4 Umweltschutz a) mögliche Umweltbelastungen durch den Ausbildungs-
betrieb und seinen Beitrag zum Umweltschutz an Bei-
spielen erklären 

b) Möglichkeiten der wirtschaftlichen und umweltscho-
nenden Energie- und Materialverwendung nutzen 

c) Abfälle vermeiden, Stoffe und Materialien einer um-
weltschonenden Entsorgung zuführen 

d) berufsbezogene Regelungen zum Umweltschutz, ins-
besondere zum Abfall-, Immissionsschutz-, Wasser-, 
Boden- und Naturschutzrecht, anwenden 
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Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

1.5 ökologische 
Zusammen-
hänge,  
Nachhaltigkeit 

a) Einflüsse und Auswirkungen von Tierhaltung und 
Pflanzenanbau auf das Ökosystem darstellen 

b) Maßnahmen zur Erhaltung genetischer Ressourcen 
darstellen 

c) Witterungsabläufe beobachten und dokumentieren 
d) Wetterfaktoren nennen und ihren Einfluss auf die Ar-

beitsdurchführung und -qualität beschreiben während der gesam-
ten Ausbildung zu 
vermitteln 

1.6 Mitgestalten 
sozialer  
Beziehungen 

a) soziale Beziehungen im Betrieb und im beruflichen 
Umfeld mitgestalten 

b) Beziehungen des ausbildenden Betriebes und seiner 
Beschäftigten zu Wirtschaftsorganisationen, Berufsver-
tretungen und Gewerkschaften nennen 

c) Gespräche situationsgerecht führen 

2. gemeinsame fachliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten  

2.1 Arbeiten  
planen, vorberei-
ten, durchführen 
und kontrollieren 
 

a) Arbeiten in Arbeitsschritte gliedern 
b) bei der Auswahl geeigneter Arbeitsverfahren mitwirken 

und Arbeitsmittel selbstständig nach Unterweisung 
auswählen 

c) Längen, Flächen und Rauminhalte berechnen 
d) Betriebsdaten erfassen 
e) Einflussfaktoren auf den Arbeitszeitbedarf nennen, 

Arbeitszeiten festhalten 
f) Arbeitsergebnisse kontrollieren und einschätzen 
g) gesetzliche und berufsbezogene Regelungen anwen-

den, insbesondere Meldepflichten beachten 

während der gesam-
ten Ausbildung zu 
vermitteln 

2.2 Umgang mit 
Maschinen, 
Geräten und 
Betriebs-
einrichtungen 
 

a) die Aufgaben von Kraftübertragungselementen und 
Schutzvorrichtungen an Maschinen beschreiben 

b) Maschinen, Anlagen, Geräte und Werkzeuge nach 
Anweisung einsetzen, reinigen und warten 

c) beim Umgang mit Anlagen, Maschinen und Geräten 
Arbeitssicherheit beachten und vorbeugende Maß-
nahmen treffen 

d) Betriebsbereitschaft und Verkehrssicherheit von 
Schleppern, Transportmitteln, technischen Anlagen, 
Maschinen und Geräten nach Anweisung prüfen 

e) Vorschriften über das Führen landwirtschaftlicher Fahr-
zeuge im Straßenverkehr nennen 

f) Traktoren und Transportmittel, Maschinen und Geräte 
unter Beachtung der Sicherheitsvorkehrungen bedie-
nen 

g) Betriebseinrichtungen bedienen und überwachen 
h) bei der Pflege und Instandhaltung der baulichen Anla-

gen, Maschinen, Geräte und Werkzeuge und deren 
Einsatz mitwirken 

i) Sicherheitsrisiken bei den Arbeiten beachten und bei 
vorbeugenden Maßnahmen mitwirken 



409Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2018

Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

2.3 rationelle Ener-
gie- und Materi-
alverwendung 
 

a) die im Ausbildungsbetrieb verwendeten Energiearten, 
Werkstoffe und Materialien nennen 

b) wirtschaftlichen und umweltschonenden Umgang mit 
Energieträgern beschreiben 

c) bei Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 
von Umweltbelastungen mitwirken 

während der gesam-
ten Ausbildung zu 
vermitteln 

2.4 wirtschaftliche 
Zusammen-
hänge 

a) bei der Annahme und Abgabe von Waren mitwirken 
b) Verbrauch von Betriebsmitteln erfassen 
c) bei der Ermittlung des Bedarfs an Betriebsmitteln mit-

wirken 
d) Vermarktungsmöglichkeiten für die erzeugten Produkte 

nennen 
e) Preise und Erlöse der wichtigsten Produkte und Er-

zeugnisse nennen 
f) Arbeitsaufwand erfassen 

2.5 Information und 
Kommunikation 

a) Vorgänge im landwirtschaftlichen Betrieb, insbesonde-
re bei Pflanzen, Tieren und technischen Prozessen, 
wahrnehmen, Veränderungen feststellen und mitteilen 

b) Informationen, insbesondere aus Gebrauchsanleitun-
gen, Katalogen, Fachzeitschriften und dem Internet, 
beschaffen 

c) Sachverhalte darstellen, Fachbegriffe anwenden 
d) Aufgaben im Team abstimmen und bearbeiten 
e) betriebliche Kommunikations- und Informationssysteme 

nutzen 

2.6 Qualitätssiche-
rung 

a) Ziele, Aufgaben und Aufbau der betrieblichen Quali-
tätssicherung erläutern 

b) Produktionsabläufe dokumentieren  
c) Qualitätsstandards umsetzen 
d) Fehler und Qualitätsmängel aufzeigen, melden und zu 

deren Behebung beitragen 

3. Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in den Schwerpunkten  

3.1 Schwerpunkt Tierhaltung 

3.1.1 Versorgung und 
Haltung von 
Tieren 

a) Tiere halten und versorgen 
b) Anforderungen an Tierhaltungssysteme und Haltungs-

technik beschreiben 
c) Stallungen und Einrichtungen reinigen und beim Desin-

fizieren mitwirken, Haltungsbedingungen überwachen 
d) Tiere pflegen und Hygienemaßnahmen durchführen 
e) Futtermittel und Zusatzstoffe beschaffen, gewinnen 

und lagern 
f) Futtermittel bestimmen, beurteilen und bedarfsorientiert 

verwenden 
g) Futterrationen zusammenstellen und vorlegen 
h) Fütterungs- und Tränkeeinrichtungen bedienen und 

20 15 
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Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

überwachen 
i) organische Rückstände der tierischen Produktion wirt-

schaftlich und umweltgerecht verwerten 

3.1.2 Nutzung von 
Tieren 

a) Nutztiere nennen und ihre Nutzung beschreiben 
b) züchterische Maßnahmen tierartenspezifisch beschrei-

ben und bei der Zuchtarbeit mitwirken 
c) Tiere kennzeichnen und nutzen, bei Bedarf aufziehen 

und ausbilden 
d) tierische Produkte gewinnen, lagern und transportieren 
e) Tierleistungen ermitteln und vergleichen 
f) bei der Vermarktung mitwirken 

8 10 

3.1.3 Tierschutz, Tier-
wohl 

a) Tiere beobachten und Tierverhalten einschätzen 
b) Tiergesundheit überwachen und bei Behandlungen 

mitwirken 
c) verletzte und kranke Tiere pflegen 
d) Anforderungen an den tiergerechten Transport nennen 

und Tiertransport durchführen 
e) gesetzliche Regelungen zum Tierschutz und der Tier-

hygiene anwenden 

11 14 

3.2 Schwerpunkt Pflanzenproduktion 

3.2.1 Bearbeitung und 
Pflege des Bo-
dens 

a) bei der Bodenpflege und Bodenbearbeitung mitwirken 
b) im Betrieb vorkommende Bodenarten unterscheiden 
c) Bodenzustand feststellen und beurteilen 
d) Einfluss von Bodenbearbeitungs- und Pflegemaßnah-

men auf die Pflanzenentwicklung und Ertrag einschät-
zen 

10 8 

3.2.2 Erzeugung 
pflanzlicher Pro-
dukte 

a) Saat- und Pflanzgut bestimmen und verwenden 
b) Düngemittel bestimmen und anwenden 
c) Kultur- und Wildpflanzen bestimmen 
d) Entwicklung von Pflanzenbeständen beurteilen und 

vergleichen 
e) Schadorganismen und Schadbilder erkennen 
f) bei Pflanzenschutzmaßnahmen mitwirken 

20 23 

3.2.3 Ernte pflanz-
licher Produkte 

a) Erntezeiten, Reifezustand und Qualitätsanforderungen 
kennen 

b) Ernte durchführen 
c) Erntegut transportieren, lagern und konservieren 
d) Erträge feststellen und vergleichen 
e) Erntegut nach Verwertbarkeit beurteilen und der weite-

ren Verwendung zuführen 
 
 
 
 
 

9 8 
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Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

3.3 Schwerpunkt Maschinen und Geräte, Gebäude und bauliche Anlagen 

3.3.1 Instandhaltung 
und Wartung 

a) Schmier-, Pflege- und Reinigungsmittel für Maschinen, 
Geräte und technische Einrichtungen beurteilen und 
einsetzen 

b) Werkstoffe für die Instandhaltung und Wartung von 
Gebäuden und baulichen Anlagen beurteilen und ein-
setzen 

c) Maschinen und Geräte reinigen, sichtbare Mängel und 
Beschädigungen dokumentieren 

d) Betriebsbereitschaft und Verkehrssicherheit von Ma-
schinen, Geräten und technischen Einrichtungen prü-
fen und sicherstellen 

e) Wartungs- und Instandsetzungsvorschriften kennen 
und beurteilen 

15 15 

3.3.2 Instandsetzung a) Werkzeuge, Werkstoffe und Maschinen oder Geräte 
zur nachhaltigen Instandsetzung von Maschinen, Gerä-
ten und baulichen Anlagen sowie von technischen Ein-
richtungen kennen und einsetzen 

b) technische Mängel und Beschädigungen feststellen 
und beurteilen 

c) einfache Reparaturen von Maschinen, Geräten und 
technischen Einrichtungen beurteilen und durchführen 

d) einfache Reparaturen von Gebäuden und baulichen 
Anlagen beurteilen und durchführen 

15 15 

3.3.3 Überwachung 
technischer 
Abläufe 

a) Maschinen, Geräte und technische Einrichtungen im 
Betrieb oder während ihres Einsatzes überwachen 

b) technische Störungen erkennen und Möglichkeiten zur 
Behebung aufzeigen 

9 9 

3.4 Schwerpunkt Naturschutz und Landschaftspflege 

3.4.1 Maßnahmen der 
Landschaftspfle-
ge 

a) Landschaft als Lebensgrundlage für Menschen, Tier 
und Pflanze beurteilen 

b) Bedeutung und Ziele des Naturschutzes bei der Land-
bewirtschaftung kennen 

c) Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege durchführen 

15 10 

3.4.2 Erhalten,  
schützen und 
entwickeln be-
sonderer Le-
bensräume 

a) schützenswerte Landschaftsteile und Lebensräume 
kennen 

b) besondere Lebensräume nachhaltig gestalten 
c) Schäden und Belastungen von Lebensräumen erken-

nen und beseitigen 

15 10 
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Nr. Ausbildungs-
berufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten Zeitliche Richtwerte 
in Wochen 

im 
1. – 18. 
Monat 

im 
19. – 36. 
Monat 

3.4.3 Anlegen und 
pflegen von 
Schutz- und 
Erholungsein-
richtungen 

a) Bedeutung von Schutz- und Erholungseinrichtungen 
für Mensch, Tier und Pflanze kennen 

b) Maßnahmen zur Errichtung, Pflege und Sicherung von 
Schutz- und Erholungseinrichtungen durchführen 

c) Maßnahmen zur Besucherbetreuung durchführen 

9 19 

3.5 Schwerpunkt Aufbereitung, Verarbeitung und Lagerung 

3.5.1 Annahme und 
Aufbereitung 

a) Erzeugnisse, Roh-, Hilfs- und Zusatzstoffe sowie Ver-
packungsmaterial annehmen, kontrollieren und aufbe-
reiten 

b) Betriebs- und produktspezifische Vorgaben anwenden, 
dokumentieren und beurteilen 

c) Fehler und Qualitätsmängel aufzeigen, dokumentieren 
und zu deren Behebung beitragen 

14 14 

3.5.2 Verarbeitung 
betrieblicher 
Erzeugnisse 

a) Produkte und Erzeugnisse marktgerecht verarbeiten 
b) Verarbeitungsverfahren überwachen und beurteilen 
c) Produkte und Erzeugnisse handelsüblich und normge-

recht sortieren sowie kennzeichnen 

15 10 

3.5.3 Lagerung und 
Konservierung 

a) Lagereignung von Produkten und Erzeugnissen an-
hand vorgegebener Kriterien prüfen 

b) Produkte und Erzeugnisse lagern 
c) Lagerungsbestand kontrollieren und pflegen 

10 15 

3.6 Schwerpunkt Vermarktung und Dienstleistung 

3.6.1 Kunden-
information  

a) Informationen beschaffen, auswerten und einordnen 
b) über betriebliche Produkt- und Dienstleistungsangebo-

te informieren 
c) individuelle Besonderheiten und Anforderungen der 

Kunden beachten und umsetzen 
d) betriebliche Kommunikations- und Informationssysteme 

anwenden 

10 10 

3.6.2 Verpackung und  
Präsentation 

a) Verpackungsmaterialien prüfen und beurteilen 
b) betriebliche Erzeugnisse abfüllen und verpacken 
c) Vorgaben für die Produktkennzeichnung umsetzen 
d) betriebliche Erzeugnisse verkaufsfördernd präsentieren 
e) Maßnahmen zur Erhaltung der Qualität auf dem Ab-

satzmarkt durchführen 

20 14 

3.6.3 Lieferung und 
Verkauf 

a) Produkte und Erzeugnisse für den Versand entspre-
chend der Absatzwege vorbereiten 

b) Termine koordinieren und Transport vorbereiten 
c) Abgabe von Produkten und Erzeugnissen durchführen 

9 15 
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Anlage 2 
(zu § 12) 

 
Ausbildungsrahmenplan  

„Werkerin im Gartenbau/Werker im Gartenbau“ 
Nr. Ausbildungsbe-

rufsbild 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 

 
Zeitliche  

Gliederung 
 

1. Schwerpunktübergreifende integrativ zu vermittelnde Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten  

1.1 Aufbau und Organi-
sation der Ausbil-
dungsstätte 
 

a) Standort, Aufbau und Aufgaben des ausbildenden 
Betriebes nennen 

b) Grundfunktionen der Ausbildungsstätte, wie Produkti-
on, Absatz und Dienstleistung nennen 

c) bauliche Anlagen des Ausbildungsbetriebes und 
Ausstattung, d.h. die im Betrieb vorhandenen oder 
eingesetzten Maschinen und Geräte sowie ihre Ein-
satzbereiche beschreiben 

d) Grundlagen, Aufgabe und Arbeitsweise der betriebs-
verfassungs- und personalvertretungsrechtlichen Or-
gane des ausbildenden Betriebes beschreiben 

während der gesamten Aus-
bildung zu vermitteln 

1.2 Grundregeln des 
Arbeits-, Tarif- und 
Sozialrechts 

a) Bedeutung des Ausbildungsvertrages wie Abschluss, 
Dauer und Beendigung, erklären 

b) gegenseitige Rechte und Pflichten aus dem Ausbil-
dungsvertrag nennen 

c) Regelungen in den für den Gartenbau gültigen Tarif-
verträgen nennen 

d) Dauer der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit, 
Ausbildungsvergütung und Dauer des Urlaubs nen-
nen 

e) wesentliche Teile des Arbeitsvertrages nennen 

1.3 
 

Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei 
der Arbeit 

a) Aufgaben des betrieblichen Arbeitsschutzes sowie 
der zuständigen Berufsgenossenschaft nennen 

b) Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit am Ar-
beitsplatz feststellen und Maßnahmen zu ihrer Ver-
meidung ergreifen 

c) berufsbezogene Arbeitsschutz- und Unfallverhü-
tungsvorschriften anwenden, insbesondere beim 
Umgang mit Maschinen, Geräten, Einrichtungen, Ge-
fahrstoffen sowie sonstigen Werkstoffen und Materia-
lien kennen und beachten 

d) Verhaltensweisen bei Unfällen beschreiben sowie 
erste Maßnahmen (Maßnahmen der Ersten Hilfe) ein-
leiten 

e) Vorschriften des vorbeugenden Brandschutzes an-
wenden; Verhaltensweisen bei Bränden beschreiben 
und Maßnahmen zur Brandbekämpfung ergreifen 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 

1.4 Natur- und Umwelt-
schutz, rationelle 
Energie- und Materi-
alverwendung 

a) Mögliche Umweltbelastungen durch den Ausbil-
dungsbetrieb und seinen Beitrag zum Umweltschutz 
an Beispielen erklären 

b) Möglichkeiten der wirtschaftlichen und umweltscho-
nenden Energie- und Materialverwendung sowie 
Möglichkeiten des Recyclings nutzen 

c) Abfälle vermeiden, Stoffe und Materialien einer um-
weltschonenden Entsorgung zuführen; Abfälle unter 
Beachtung rechtlicher, betrieblicher und materialbe-
dingter Erfordernisse aufbereiten und entsorgen 

d) berufsbezogene Regelungen zum Umweltschutz, 
insbesondere zum Abfall-, Immissionsschutz-, Was-
ser-, Boden- und Naturschutzrecht nennen und an-
wenden 

e) Betriebsmittel unter umweltschonenden und wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten verwenden 

f) mit Energieträgern umweltschonend und kostenspa-
rend umgehen 

g) bei Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 
von Umweltbelastungen mitwirken 

1.5 ökologische Zu-
sammenhänge, 
Nachhaltigkeit 

a) Einflüsse und Auswirkungen von Freiland- und Ge-
wächshauskulturen auf das Ökosystem darstellen 

b) Bedeutung der Artenvielfalt darstellen  
c) Witterungsabläufe beobachten und dokumentieren 
d) Wetterfaktoren nennen und ihren Einfluss auf die 

Arbeitsdurchführung und -qualität beschreiben 

1.6 Mitgestalten sozialer 
Beziehungen 

a) soziale Beziehungen im Betrieb und im beruflichen 
Umfeld mitgestalten 

b) Beziehungen des ausbildenden Betriebes und seiner 
Beschäftigten zu Wirtschaftsorganisationen, Berufs-
vertretungen und Gewerkschaften nennen 

c) Gespräche situationsgerecht führen 

2. Schwerpunktübergreifende berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten  

2.1 betriebliche Abläufe 
und Arbeiten  
planen, vorbereiten, 
durchführen und 
kontrollieren 
 

a) Arbeiten in Arbeitsschritte gliedern 
b) bei der Auswahl geeigneter Arbeitsverfahren mitwir-

ken und Arbeitsmittel selbstständig nach Unterwei-
sung auswählen 

c) Längen, Flächen und Rauminhalte berechnen 
d) Daten von Produktion und Dienstleistungen erfassen 

und beurteilen 
e) Einflussfaktoren auf den Arbeitszeitbedarf nennen, 

Arbeitszeiten festhalten 
f) Arbeitsergebnisse kontrollieren und einschätzen 
g) relevante Gesetze und Verordnungen sowie gesetzli-

che und berufsbezogene Regelungen anwenden, 
insbesondere Meldepflichten beachten 

während der gesamten Aus-
bildung zu vermitteln 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 

2.2 Umgang mit Ma-
schinen, Geräten 
und Betriebseinrich-
tungen; Materialien 
und Werkstoffe 
 

a) die Aufgaben von Kraftübertragungselementen und 
Schutzvorrichtungen an elektrischen Anlagen und 
Maschinen kennen und beschreiben 

b) Maschinen, Anlagen, Geräte und Werkzeuge nach 
Anweisung und entsprechend ihrem Verwendungs-
zweck einsetzen, reinigen und warten 

c) beim Umgang mit Anlagen, Maschinen und Geräten 
Arbeitssicherheit beachten und vorbeugende Maß-
nahmen treffen 

d) Betriebsbereitschaft und Verkehrssicherheit von 
Schleppern, Transportmitteln, technischen Anlagen, 
Maschinen, Werkzeugen und Geräten prüfen und un-
ter Beachtung der Sicherheitsvorschriften bedienen 
und einsetzen 

e) Vorschriften über das Führen von Fahrzeugen im 
Straßenverkehr nennen 

f) Betriebseinrichtungen bedienen und überwachen 
g) Ordnung und Sauberkeit am Arbeitsplatz beachten 
h) bei der Pflege und Instandhaltung der baulichen 

Anlagen, Maschinen, Geräte und Werkzeuge und de-
ren Einsatz mitwirken 

i) Sicherheitsrisiken bei den Arbeiten beachten und bei 
vorbeugenden Maßnahmen mitwirken 

j) praxisübliche Materialien und Werkstoffe unter Anlei-
tung bearbeiten 

k) Materialschutz durchführen 

2.3 Rationelle Energie- 
und Materialverwen-
dung 
 

a) die im Ausbildungsbetrieb verwendeten Energiearten, 
Werkstoffe und Materialien nennen 

b) wirtschaftlichen und umweltschonenden Umgang mit 
Energieträgern beschreiben  

c) Betriebsmittel unter umweltschonenden und wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten verwenden 

2.4 wirtschaftliche Zu-
sammenhänge 

a) bei der Annahme und Abgabe von Waren mitwirken 
b) Verbrauch von Betriebsmitteln erfassen 
c) bei der Ermittlung des Bedarfs an Betriebsmitteln 

mitwirken 
d) Vermarktungsmöglichkeiten für die erzeugten Pro-

dukte und Leistungen nennen 
e) Preise und Verkaufserlöse der wichtigsten Produkte, 

Erzeugnisse und Dienstleistungen nennen 
f) Arbeitsaufwand erfassen 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 

2.5 Information und 
Kommunikation 

a) Vorgänge in der Ausbildungsstätte bei vegetations-
technischen, produktionstechnischen und Dienstleis-
tungsprozessen wahrnehmen, Veränderungen fest-
stellen und mitteilen 

b) Informationen, insbesondere aus Gebrauchsanleitun-
gen, Katalogen, Fachzeitschriften und dem Internet 
beschaffen 

c) Sachverhalte darstellen, Fachbegriffe anwenden 
d) Aufgaben im Team abstimmen und bearbeiten 
e) betriebliche Kommunikations- und Informationssys-

teme nutzen 

2.6 Qualitätssicherung a) Ziele, Aufgaben und Aufbau der betrieblichen Quali-
tätssicherung erläutern 

b) Produktionsabläufe und Arbeitsvorgänge dokumen-
tieren  

c) Qualitätsstandards umsetzen 
d) Fehler und Qualitätsmängel aufzeigen, melden und 

zu deren Behebung beitragen 

3. Schwerpunktübergreifende berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten 

Zeitliche  
Gliederung 

 Ausbildungsjahr 

1. 2. 3. 

3.1  Böden, Erden und 
Substrate 

a) bei der Bodenbearbeitung und -pflege mitwirken 
b) Zusammensetzung und Eigenschaften von Böden, 

Erden und Substraten nennen 
c) Erden und Substrate unter Anleitung verwenden 
d) boden- und vegetationsspezifische Bodenbearbei-

tung und -pflege durchführen und bei Boden- und 
Substratverbesserungen mitwirken 

x x X 

3.2 Pflanzen und ihre 
Verwendung 

a) Pflanzen bestimmen sowie deren Ansprüche und 
Eigenschaften beschreiben 

b) bei der Verwendung von Pflanzenarten und -sorten 
unter Beachtung ihrer Ansprüche mitwirken 

 x X 

3.3 Kultur und  
Pflegemaßnahmen 

a) bei der Vermehrung mitwirken 
b) bei Arbeiten an und mit der Pflanze mitwirken 
c) bei der bedarfs- und zeitgerechten Bewässerung 

mitwirken  
d) bei der bedarfsgerechten und umweltschonenden 

Ausbringung von Düngemittel mitwirken 
e) häufig auftretende Pflanzenkrankheiten und Schäd-

linge erkennen 
f) bei Maßnahmen zum Schutz der Pflanzen und zur 

Pflege der Pflanzenbestände oder -anlagen mitwir-
ken 

g) bei der bedarfsgerechten und umweltgerechten 
Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln mitwirken 

h) Dünge- und Pflanzenschutzmittel vorschriftsmäßig 
lagern 

i) Pflanzen gegen schädigende Witterungseinflüsse 
schützen 

j) Wildkräuter und Unkräuter erkennen                                                                                                                

 x x 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 
3.4 Nutzung  

pflanzlicher  
Produkte und deren 
Vermehrung 

a) bei der Ernte oder Verwendung von Pflanzen mitwir-
ken 

b) beim Transport und Einlagern gärtnerischer Erzeug-
nisse mitwirken 

c) Maschinen und Geräte für die Ernte oder Verwen-
dung von Pflanzen und pflanzlichen Produkten aus-
wählen und einsetzen 

d) Produkte transportieren, erfassen und lagern 
e) Lagerbestände überwachen 
f) Pflanzen und pflanzliche Produkte anhand vorgege-

bener Kriterien und Qualitätsnormen beurteilen und 
beim Ernten, Sortieren und bei der Kennzeichnung 
mitwirken 

 x x 

4. Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im Schwer-
punkt 

Zeitliche Gliederung 

4.1  Fachrichtung Baumschule 
Ausbildungsjahr 

1. 2. 3. 

4.1.1 Kulturräume und 
Kultureinrichtungen 

Kulturräume, Kultureinrichtungen und technische Einrich-
tungen aufzeigen und deren Anwendung kennen 

x x x 

4.1.2 Anlage von Baum-

schulquartieren und 

Flächen für Contai-
nerkulturen 

a) bei der Anlage von Baumschulquartieren mitwirken 
b) bei der Anlage von Flächen für Containerkulturen 

mitwirken 

x x x 

4.1.3 Vermehrung und 

Jungpflanzenan-

zucht 

a) Gehölze vermehren, insbesondere durch Spross-
stecklinge, Steckholz, Abrisse und Wurzelschnittlinge 

b) Reiser- und Augenveredlung von Gehölzen durch-
führen 

 x x 

4.1.4 Produktionsverfah-
ren 

a) Kulturverfahren und Anbausysteme beschreiben und 
die im Ausbildungsbetrieb vorhandenen Verfahren 
und Systeme anwenden 

b) Aufschulen 
c) Kulturarbeiten, insbesondere Schneiden, Pinzieren 

und andere Wachstumsregulierungen, durchführen 
d) Durchführung von Düngungs- und Bewässerungs-

maßnahmen 

x x x 

4.1.5 Roden und Sortie-
ren 

a) beim Roden und Ballieren von Gehölzen von Hand 
und mit Hilfe von Maschinen mitwirken 

b) Gehölze unter Anleitung gemäß den Vorgaben sor-
tieren und kennzeichnen 

c) Gehölze lagern und versandfertig machen 

x x x 

4.2  Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau Ausbildungsjahr 

1. 2. 3. 

4.2.1 Vorbereiten, Ein-
richten und Abwi-
ckeln von Baustel-
len unter Anleitung 

a) einfache Ausführungspläne sowie Leistungsver-
zeichnisse lesen und auf die Baustelle übertragen 

b) Schutzvorrichtungen für vorhandene Vegetation und 
für bauliche Anlagen erstellen 

c) beim Einrichten und Abräumen der Baustelle mitwir-
ken 

x x x 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 
d) vorhandene Vegetation für eine weitere Verwendung 

ausgraben, ballieren, einschlagen und verpflanzen 

4.2.2 Ausführen von 
Erdarbeiten sowie 
Be- und Entwässe-
rungsmaßnahmen 

a) Boden lagern, sichern und einbauen 
b) Bodenmodellierungen unter Anleitung ausführen 
c) Gräben und Gruben ausheben und sichern 
d) bei Verbesserungsmaßnahmen des Baugrunds 

mitwirken 
e) Entwässerungsrohre verlegen, Oberflächeneinläufe, 

Kontroll- und Sickerschächte einbauen 

x x x 

4.2.3 Herstellen von be-
festigten Flächen 

a) bei der Herstellung von Schutz-, Dicht-, Trag- und 
Dränschichten, insbesondere bei Außenanlagen o-
der bei Anlagen der Bauwerksbegrünung mitwirken 

b) bei der Herstellung von Ausgleichs- und Deckschich-
ten aus Gesteinsgemischen, insbesondere wasser- 
oder bitumengebundenen Decken mitwirken 

c) beim Einbau von Decken aus Natur- und Kunststof-
fen sowie Plattenbelägen, insbesondere bei Außen-
anlagen, Sportanlagen oder Spielanlagen mitwirken 

d) Wege und Plätze pflastern 

x x x 

4.2.4 Herstellen von 
Bauwerken in Au-
ßenanlagen 

a) Natursteine unter Anleitung be- und verarbeiten 
sowie Betonfertigteile einbauen 

b) beim Bau von Wasseranlagen, insbesondere Tei-
chen, Becken oder Wasserläufen mitwirken 

c) bei der Ausstattung von Außenanlagen, insbesonde-
re mit Pergolen, Zäunen, Rankvorrichtungen, Lärm-
schutzwänden, Sportgeräten oder Spielgeräten mit-
wirken 

 x x 

4.2.5 Ausführen von 
vegetationstechni-
schen Arbeiten 

a) bei der Vorbereitung von Standorten für Gehölze und 
Stauden, insbesondere in Außenanlagen, bei Bau-
werksbegrünungen, Innenraumbegrünungen, Hang-
befestigungen, Haldenbefestigungen oder Uferbefes-
tigungen oder in der freien Landschaft, mitwirken 
und Pflanzungen durchführen 

b) Ansaatflächen, insbesondere für Rasen, Wiesen 
oder Zwischenbegrünung, unter Anleitung vorberei-
ten und ansäen 

c) Rollrasen, Vegetationsmatten verlegen 
d) Fertigstellungspflege durchführen 
e) Pflege von landschaftsgärtnerischen Gesamtwerken 

unter Anleitung durchführen 

x x x 

4.3  Fachrichtung Gemüsebau Ausbildungsjahr 

1. 2. 3. 

4.3.1 Produktionsräume 
und Produktionsein-
richtungen 

Produktionsräume, Produktionseinrichtungen und techni-
sche Einrichtungen aufzeigen und deren Anwendung 
kennen 

x x x 

4.3.2 Vermehrung und 
Jungpflanzenan-
zucht 

Gemüsearten mit verschiedenen Verfahren aussäen und 
Jungpflanzenanzucht durchführen 

x x x 

4.3.3 Produktionsverfah-
ren 

a) Produktionsverfahren und Anbausysteme von ver-
schiedenen Gemüsearten beschreiben und im Aus-
bildungsbetrieb vorhandene Verfahren und Systeme 
anwenden 

b) Flächen ausmessen und zur Pflanzung oder Aussaat 
vorbereiten 

x x x 
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Nr. Ausbildungsbe-
rufsbild 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Zeitliche  
Gliederung 

 
c) Durchführung von Direktsaaten und Pflanzungen 
d) Kulturarbeiten einschließlich Düngungs- und Bewäs-

serungsmaßnahmen bei verschiedenen Gemüsear-
ten unter Berücksichtigung der Produktqualität bis 
zur Ernte durchführen 

4.3.4 Ernten, Aufbereiten 
und Lagern 

a) Erntezeitpunkt verschiedener Gemüsearten unter 
Berücksichtigung von Reifegrad und Qualitätsan-
sprüchen kennen 

b) verschiedene Ernteverfahren für Gemüse anwenden 
c) Gemüse marktgerecht aufbereiten, insbesondere 

waschen, putzen, schneiden und bündeln sowie be-
triebsüblich und handelsüblich sortieren, verpacken 
und kennzeichnen 

d) Gemüse nach artspezifischen Anforderungen einla-
gern 

x x x 

4.4  Fachrichtung Zierpflanzenbau Ausbildungsjahr 

1. 2. 3. 

4.4.1 Kulturräume und 
Kultureinrichtungen 

Kulturräume, Kultureinrichtungen und technische Einrich-
tungen aufzeigen und deren Anwendung kennen 

x x x 

4.4.2 Vermehrung und 
Jungpflanzenan-
zucht 

a) verschiedene Zierpflanzen, insbesondere durch 
Teilung, Blatt- und Sprossstecklinge, vermehren 

b) Aussaaten verschiedener Zierpflanzen durchführen 

x x x 

4.4.3 Produktionsverfah-
ren 

a) verwendungsspezifische Kulturverfahren und An-
bausysteme kennen und die im Ausbildungsbetrieb 
vorhandenen Verfahren und Systeme anwenden 

b) bei verschiedenen Zierpflanzen Kulturverfahren 
einschließlich Düngungs- und Bewässerungsmaß-
nahmen durchführen 

 x x 

4.4.4 Vermarkten, Ver-
wenden, Kundenbe-
ratung 

a) Pflanzenverwendung, Kenntnisse der Pflanzenan-
sprüche 

b) Pflanzen entsprechend ihren Bedürfnissen pflegen 
c) Bepflanzung von Gefäßen nach Vorgaben 
d) Bepflanzung von Rabatten nach Vorgabe 

 x x 

4.4.5 Ernten, Aufbereiten 
und Lagern 

a) verkaufsfertige Zierpflanzen nach betriebsüblichen 
Kriterien auswählen oder ernten 

b) Zierpflanzen betriebsüblich sortieren und kennzeich-
nen 

c) Zierpflanzen für Transport verpacken 
d) Zierpflanzen lagern 

x x x 
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Anlage 3 
(zu § 16) 

 
Ausbildungsrahmenplan 

„Fachpraktikerin Hauswirtschaft/Fachpraktiker Hauswirtschaft“ 
 
Abschnitt A (Basis- und Aufbauqualifizierung 1. bis 27. Ausbildungsmonat) 
 
Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 

Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

1. Verpflegung und Service 

1.1 Grundsätze der 
Verpflegung 

4 a) Grundsätze der vollwertigen Ernährung 
beachten: 
- Ernährungskreis 
- Nährstoffe 
- Energie- und Nährstoffbedarf 
- Ernährung verschiedener 

Personengruppen 
- Mahlzeitengestaltung 

b) Lebensmittelgruppen und deren 
Verwendung unterscheiden: 
- Getreide, Getreideprodukte, 

Kartoffeln 
- Gemüse, Hülsenfrüchte, Obst 
- Fleisch, Fisch, Eier 
- Milch- und Milchprodukte 
- Speisefette und Speiseöle 
- Würzmittel 
- Getränke 

c) Lebensmittelkennzeichnung beachten 
d) vorgefertigte Lebensmittel nach 

Bearbeitungs- und Verarbeitungsstufen 
unterscheiden 

e) nach Rezepten und Vorgaben arbeiten 
und dabei mit Maßen, Mengen und 
Gewichten rechnen 

X 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
X 
 
 

X 
 
 

 

1.2 Küche als Arbeitsfeld 4 a) Arbeitsbereiche der Großküche 
unterscheiden: 
- Gemüsevorbereitung 
- Fleischvorbereitung 
- Kalte Küche 
- Kochküche 
- Spülküche 

b) Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung 
in der Küche berücksichtigen 

c) Grundsätze der Arbeitsgestaltung bei 
den Arbeitsabläufen umsetzen 

d) Anforderungen des Umweltschutzes 
und der Arbeitssicherheit beachten 

e) Maßnahmen der Betriebs-, Produkt-, 
Prozess- und Personalhygiene 
anwenden 

f) Vorgaben der Qualitätssicherung 
beachten 

X 
 
 
 
 
 
 

X 
 

X 
 

X 
 

X 
 

 
X 

 

1.3 Entgegennehmen und 
Lagern von Waren 

3 a) Grundsätze für den 
Lebensmitteleinkauf berücksichtigen 

b) Lagerbedingungen und Anforderungen 
an die Lagerräume für die 

X 
 

X 
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2 
 

Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 
Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

verschiedenen Warengruppen 
beachten 

c) Warenannahme und -kontrolle 
durchführen 

d) Waren entnehmen und ausgeben, 
Bestände erfassen 

e) Lagerräume und deren Einrichtung 
reinigen 

 
 
 
 
 
 

X 

 
 

X 
 

X 
 

 

1.4 Vorbereiten von Obst, 
Gemüse und Salaten 

4 a) Grundsätze für das Säubern und 
Zerkleinern von Obst und Gemüse 
beachten 

b) rationelle Zerkleinerungstechniken von 
Hand anwenden 

c) Maschinen und Geräte zum Säubern 
und Schälen, zum Zerkleinern und 
Schneiden einsetzen 

d) vorbereitetes Obst und Gemüse sowie 
vorbereitete Salate transportieren und 
lagern 

e) Arbeitsplatz aufräumen und reinigen 

X 
 
 

X 
 

X 
 
 

X 
 
 

X 

 

1.5 Zubereiten von 
einfachen Speisen 

15 a) Garverfahren und deren 
Anwendungsbereiche unterscheiden: 
Kochen, Dämpfen, Dünsten, Braten, 
Schmoren, Backen, Grillen, Frittieren, 
Druckgaren  

b) Teilarbeiten bei der Vor- und 
Zubereitung von Gerichten unter 
Einsatz von Maschinen und Geräten 
durchführen 

c) kleine kalte und warme Speisen 
zubereiten 

d) Salate roh und gekocht als Beilage und 
als Hauptgericht zubereiten 

e) einfache Nachspeisen zubereiten 
f) Halbfertig- und Fertigprodukte 

aufbereiten und aufwerten 
g) einfache Gerichte für spezifische 

Personengruppen unter 
Berücksichtigung der verschiedenen 
Betriebsarten zubereiten 

h) Heiß- und Kaltgetränke herstellen 
i) Komponenten für Frühstück und 

Abendessen vorbereiten 
j) Speisen anrichten und garnieren 
k) Arbeitsplätze aufräumen und reinigen 

X 
 
 
 
 

X 
 
 
 

X 
 

X 
 

X 
X 
 
 
 
 

 
X 
X 
 

X 
X 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 

1.6 Herstellen einfacher 
Gebäckarten 

5 a) Backzutaten und deren 
Verwendungsmöglichkeiten 
unterscheiden 

b) süßes und pikantes Gebäck aus 
verschiedenen Teigarten unter Einsatz 
von Maschinen und Geräten 
herstellen: Rührteig, Hefeteig, 
Mürbteig, Quarkölteig, Biskuitteig 

c) Halbfertig- und Fertigprodukte 
verwenden 

d) Arbeitsplätze aufräumen und reinigen 

X 
 

 
X 
 
 
 
 

X 
 

X 
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Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 
Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

1.7 Portionieren, 
Transportieren und 
Ausgeben von Speisen 

3 a) Warmhalte- und Transportsysteme 
einsetzen 

b) Speisen unter Beachtung von 
Portionierregeln und Verwendung von 
Portionierhilfen portionieren 

c) Kuchen und Gebäck teilen und 
anrichten 

d) Speisen nach Ausgabesystemen 
ausgeben 

e) Arbeitsplätze aufräumen und reinigen 

X 
 

X 
 

 
X 
 

X 
 

X 

 
 
 
 

1.8 Büfettservice und 
Eindecken von Tischen 
 
 

5 a) einfache Büfetts unter Beachtung der 
Grundsätze kundenorientiert gestalten 

b) Büfett überwachen, Speisen nachlegen 
c) Tischwäsche, Geschirr, Besteck und 

Gläser unterscheiden und 
situationsgerecht auswählen 

d) Tische dem Anlass entsprechend 
decken  

e) Tische nach Vorgaben dekorieren 
f) Servietten auswählen und falten 
g) Tischservice bei verschiedenen 

Mahlzeiten übernehmen 

 
 
 

X 
 
 

X 
 

X 
 

X 
 
 
 
 
 

X 
X 
X 
 

1.9 Abdecken von Tischen, 
Arbeiten in der 
Spülküche 

4 a) Tische fachgerecht abdecken  
b) Speisenreste und Tischabfälle trennen 

und entsorgen  
c) Geschirr und Arbeitsgeräte von Hand 

spülen 
d) Spülverfahren mit Maschinen 

durchführen 
e) Geschirr, Besteck, Gläser und 

Arbeitsgeräte nach betrieblichen 
Ordnungssystemen einräumen 

f) Transportsysteme reinigen 
g) Spülküche und Maschinen reinigen 

X 
X 
 

X 
 

X 
 

X 
 
 

X 
X 

 

1.10 Reinigungsarbeiten in 
der Küche 
 

4 a) Maschinen und Geräte für die Vor- und 
Zubereitung von Speisen nach 
Anweisung reinigen 

b) Arbeitsflächen unter Berücksichtigung 
der Materialien reinigen 

c) Fußböden und Wandflächen 
reinigen 

d) Anforderungen an die Desinfektion 
beachten 

X 
 
 

X 
 

X 
 

X 
 

 

1.11 Abfallentsorgung 
 
 

1 a) Abfälle nach Sortierkriterien 
lagern/entsorgen 

b) Maßnahmen zur Abfallvermeidung 
anwenden 

c) Transport- und Lagerbehältnisse 
reinigen 

X 
 

X 
 

X 
 

 

2. Hausreinigung und Service 

2.1  Grundsätze der 
Hausreinigung 

10 a) Raumgruppen und deren Funktionen 
sowie deren Ausstattung und 
Einrichtung unterscheiden: 
- Bodenbeläge 
- Wände und Decken 
- Türen und Fenster 

X 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 



423Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2018

4 
 

Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 
Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

- Heizkörper 
- Möbel 
- Beleuchtungskörper 

b) Grundsätze der Raumgestaltung 
berücksichtigen: 
- Blumen und Pflanzen 
- Jahreszeitliche Dekoration 

c) Maschinen und Geräte für die 
Hausreinigung einsetzen 

d) Reinigungsmittel unterscheiden und 
situationsgerecht einsetzen  

e) Reinigungsverfahren nach betrieblichen 
Vorgaben anwenden 

f) rationelle Arbeitsverfahren alleine und 
im Team unter Berücksichtigung 
wirtschaftlicher Faktoren und der Regeln 
für die Teamarbeit durchführen 

g) Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung 
anwenden 

h) Ordnungssysteme nutzen 
i) Prinzipien der Abfalltrennung und 

Abfallentsorgung beachten 
j) Schäden erkennen und melden 
k) Anforderungen des Umweltschutzes, 

der Arbeitssicherheit, des 
Gesundheitsschutzes und der Hygiene 
berücksichtigen 

l) Dokumentationssysteme anwenden 

 
 
 
 
 
 
 

X 
 

X 
 

X 
 

X 
 
 
 

X 
 

X 
X 
 
 

X 
 
 
 

X 

 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 
 
 
 

2.2 Reinigen und Gestalten 
von Gästezimmern und 
Aufenthaltsräumen 

15 a) Grundsätze der Kundenorientierung 
berücksichtigen 

b) Besonderheiten beim Einsatz in 
Privaträumen/Individualräumen 
beachten, z.B. Bewohnerzimmer, 
Gästezimmer, Büros 

c) Sicht-, Unterhalts- und Grundreinigung 
unterscheiden und durchführen 

d) spezielle Gegenstände und Materialien 
reinigen 

e) Polstermöbel und Teppiche reinigen und 
pflegen 

f) Wohn- und Aufenthaltsräume nach 
Vorgaben gestalten  

g) Zimmerpflanzen und Blumen pflegen 
h) Arbeitsmittel aufräumen, Maschinen und 

Geräte reinigen und pflegen 

X 
 

X 
 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 

X 
X 

 
 
 
 
 
 
 

 
X 

 
X 
 

X 
 

2.3 Reinigen von 
Sanitärräumen 

6 a) Ausstattung und Einrichtung von 
Sanitärräumen unterscheiden 

b) Reinigungsverfahren unter 
Berücksichtigung der hygienischen 
Anforderungen und 
Sicherheitsvorschriften in Sanitärräumen 
anwenden 

c) Sanitärräume nach Vorgabe z.B. mit 
Handtüchern und Hygieneartikeln 
ausstatten 

d) Arbeitsmittel aufräumen, Maschinen und 
Geräte reinigen und pflegen  

X 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 

 
 
 
 
 
 
 

X 
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5 
 

Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 
Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

2.4  Reinigen von 
Glasflächen, Türen und 
Verkehrsflächen 

6 a) Glasflächen, Fenster und Türen unter 
Berücksichtigung der Materialien 
reinigen 

b) Verkehrsflächen nach Vorgaben und 
unter Beachtung der 
Sicherheitsvorschriften reinigen, z.B. 
Eingangsbereiche, Treppenhäuser, 
Balkone, Terrassen, Aufzüge 

c) spezielle Hilfsmittel und Geräte 
einsetzen 

d) Arbeitsmittel aufräumen, Maschinen und 
Geräte reinigen und pflegen 

X 
 
 

X 
 
 
 
 

X 
 

X 

 

2.5 Hol- und Bringdienste 4 a) Hol- und Bringdienste in ausgewählten 
Arbeitsbereichen nach Vorgabe 
ausführen 

b) Anforderungen an den korrekten 
Umgang mit Kunden und internen 
Leistungserbringern berücksichtigen 

c) Bestellungen entgegennehmen 
d) Lieferscheine kontrollieren und 

abzeichnen 
e) Aufträge kunden- und situationsbezogen 

erledigen 
f) Vorgaben für den Schutz personen- und 

betriebsbezogener Daten 
berücksichtigen 

X 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 

X 

 
 
 
 
 
 

X 
X 
 

X 

3.  Textilreinigung und Service 

3.1 Annehmen, Sortieren 
und Vorbereiten von 
Schmutzwäsche 

5 a) Textilien nach 
Verwendungsmöglichkeiten und 
Pflegekennzeichnung unterscheiden 

b) Kriterien für das Sortieren von 
Schmutzwäsche anwenden 

c) hygienische Anforderungen und 
Vorgaben des Gesundheitsschutzes 
bei der Schmutzwäschebehandlung 
berücksichtigen 

d) nach Wäscheannahmesystemen 
arbeiten 

e) spezielle Methoden zur Vorbereitung 
und Vorbehandlung von 
Schmutzwäsche anwenden 

f) Dokumentationssysteme einsetzen  

X 
 

 
X 
 

X 
 
 
 

X 
 
 
 
 

X 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
X 

3.2 Transportieren und 
Lagern von Wäsche 
 

4 a) Transport- und Verteilersysteme 
einsetzen 

b) Wäsche-Kennzeichnungssysteme 
unterscheiden 

c) Wäschekennzeichnung durchführen 
d) Wäsche nach Vorgaben und 

Kundenwünschen lagern 

X 
 

X 
 

 
 

 
 

X 
X 

3.3 Waschen und Trocknen 
von Wäsche, Kleidung 
und Heimtextilien 

8 a) Waschverfahren, Waschmittel und 
Waschhilfsmittel unterscheiden 

b) Maschinen und Geräte zum Waschen 
und Trocknen bedienen 

c) Wasch- und Nachbehandlungs-
verfahren an Arbeitskleidung, Haus- 
und Heimtextilien durchführen 

d) Wasch- und Nachbehandlungs-

X 
 

X 
 

X 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

X 



425Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 11/2018

6 
 

Nr. Ausbildungsberufsbild Zeitl. 
Richt-
wert / 
Wochen 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  1.– 21. 
Monat 
 

22. –27. 
Monat 
 

verfahren für persönliche Wäsche und 
Kleidung nach Kundenwünschen 
durchführen 

e) Wäsche und Kleidung nach 
verschiedenen Verfahren trocknen 

f) Anforderungen des Umweltschutzes 
und der Arbeitssicherheit 
berücksichtigen  

g) Arbeitsplätze, Räume, Maschinen und 
Geräte nach Vorgaben reinigen 

 
 
 

X 
 

X 
 
 

X 

3.4 Glätten und 
Schrankfertigmachen 
von Wäsche und 
Kleidung  

10 a) hygienische Anforderungen an die 
Behandlung sauberer Wäsche 
berücksichtigen 

b) rationelle Arbeitsverfahren alleine und 
in Teamarbeit durchführen 

c) beim Glätten von Wäsche an 
Maschinen und Geräten mitwirken 

d) Wäsche und einfache Kleidung von 
Hand bügeln 

e) Wäsche und Kleidung nach 
betrieblichen Vorgaben und 
Kundenwünschen schrankfertig 
machen und legen 

f) einfache Ausbesserungsarbeiten an 
Wäsche und Kleidung durchführen 

g) Dokumentationssysteme anwenden  
h) Arbeitsplätze, Räume, Maschinen und 

Geräte nach Vorgaben reinigen 

X 
 
 

X 
 

X 
 

X 
 

X 
 
 
 

 
 

X 
X 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
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Abschnitt C - Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
 

Lfd. 
Nr. 

Teil des 
Ausbildungsberufsbildes 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  
die zu vermitteln sind 

Während der 
gesamten 
Ausbildungszeit 
zu vermitteln 

   1. Hauswirtschaft als Dienstleistung (personale und soziale Kompetenzen) 
 

1.1 Kunden- und 
dienstleistungsorientiertes 
Handeln 

a) Hauswirtschaft als Dienstleistung verstehen und 
Dienstleistungsgedanken bei der Arbeit umsetzen 

b) eigenes Rollenverständnis im Dienstleistungsbereich 
definieren 

c) Erwartungen und Wünsche der Kunden erkennen 
und das eigene Arbeiten darauf abstimmen, 
Einfühlungsvermögen entwickeln 

 

1.2 Personale Kompetenzen und 
berufliches 
Selbstverständnis 

a) Erscheinungsbild und Umgangsformen kunden- und 
situationsbezogen anpassen 

b) durch motivierte und zuverlässige Arbeitshaltung 
zum Arbeitserfolg beitragen 

c) Arbeitseinstellung und Arbeitstugenden als 
Grundlagen für das Arbeiten im Betrieb beherrschen 

d) Zusammenhänge zwischen privatem Lebensbereich 
und Berufsleben im Hinblick auf die 
Selbstorganisation berücksichtigen 

e) Gesprächs- und Kommunikationstechniken 
personen- und situationsbezogen anwenden 

 

1.3 Soziale Kompetenzen und 
Arbeiten im Team 

a) mit dem Arbeitsteam unter Beachtung von 
Zuständigkeiten, Entscheidungskompetenzen und 
eigener Verantwortlichkeit kooperieren 

b) Prinzipien der Zusammenarbeit mit anderen 
Berufsgruppen berücksichtigen 

c) Auswirkungen von Kommunikation und Kooperation 
auf das Betriebsklima und die Arbeitsleistung 
erkennen und beachten 

d) Konflikte wahrnehmen und Strategien zur 
Konfliktbewältigung anwenden 

e) mit Kritik umgehen, konstruktive Kritik nutzen und 
angemessene Kompromissbereitschaft entwickeln 

 

 

2. Betriebs- und Arbeitsorganisation (Methodenkompetenz) 
 

2.1 Ausbildungsstätte und 
Ausbildungsverhältnis 

a) Betriebsarten unterscheiden, z.B. 
- Großhaushalte 
- Gewerbliche Unternehmen 
- Gastgewerbliche Betriebe 
- Soziale Einrichtungen 

b) Standort, Aufbau und Aufgaben des 
Ausbildungsbetriebes beschreiben 

c) Grundsätze des Ausbildungs- und Arbeitsvertrages 
kennen 

d) Grundsätze des Arbeits- und Sozialrechts nennen 
e) Aufgaben der Interessenvertretung innerhalb und 

außerhalb des Ausbildungsbetriebes kennen 
f) berufliche Beschäftigungs- und 

Fortbildungsmöglichkeiten nennen 

  

2.2 Betriebs- und Arbeitsabläufe a) Grundsätze der Arbeitsgestaltung und der 
Arbeitsplatzgestaltung unter Beachtung der 
hygienischen, ergonomischen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte anwenden 
 

b) Arbeitsabläufe kunden- und serviceorientiert 
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Lfd. 
Nr. 

Teil des 
Ausbildungsberufsbildes 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten,  
die zu vermitteln sind 

Während der 
gesamten 
Ausbildungszeit 
zu vermitteln 

durchführen 
c) Arbeitsmittel und Materialien bedarfsgerecht 

auswählen sowie kosten- und umweltbewusst 
einsetzen 

d) das Arbeitstempo den Vorgaben anpassen 
2.3 Hygiene, Sicherheit und 

Umweltschutz 
a) Bedeutung der persönlichen Hygiene, der Betriebs-, 

Produkt- und Prozesshygiene kennen und 
Hygienevorschriften umsetzen 

b) grundlegende Anforderungen an Arbeits- und 
Schutzkleidung beachten 

c) persönliche und kundenbezogene 
Gesundheitsschutzmaßnahmen anwenden 

d) Anforderungen des Umweltschutzes beachten 
e) sich bei Unfällen vorschriftsmäßig verhalten und 

erste Maßnahmen einleiten 

 

2.4 Qualitätssicherung a) Grundsätze der Qualitätssicherung verstehen 
b) Maßnahmen zur Qualitätssicherung im eigenen 

Verantwortungsbereich durchführen 
c) betriebliche Dokumentationssysteme einsetzen 

 

2.5 Informations- und 
Kommunikationssysteme 

a) Informations- und Kommunikationssysteme 
bedarfsgerecht nutzen 

b) Informationen erfassen, dokumentieren, schriftlich 
und mündlich weitergeben 
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Auf Grund des Art. 38 Abs. 1 Satz 4 und des  
Art. 106 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Hochschulge-
setzes (BayHSchG) vom 23. Mai 2006 (GVBl. S. 245, 
BayRS 2210-1-1-WK), das zuletzt durch Gesetz vom  
19. Dezember 2017 (GVBl. S. 568) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst:

§ 1

Die Wahlordnung für die staatlichen Hochschulen 
(BayHSchWO) vom 16. Juni 2006 (GVBl. S. 338, BayRS 
2210-1-1-2-WK), die durch Verordnung vom 25. November 
2008 (GVBl. S. 951) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Komma durch das Wort „sowie“ 
ersetzt.

b) In Nr. 2 wird das Wort „sowie“ gestrichen.

c) Nr. 3 wird aufgehoben.

3. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden die Wörter „(Gruppe der Hoch-
schullehrer und Hochschullehrerinnen)“ gestri-
chen.

b) In Nr. 2 werden die Wörter „(Gruppe der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen)“ gestrichen.

c) In Nr. 3 werden die Wörter „(Gruppe der sons-
tigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen)“ gestri-
chen.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Zeiten der Beurlaubung lassen das Wahl-
recht unberührt.“

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und die An-
gabe „(Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBG)“ 
wird durch die Angabe „(Art. 91 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 BayBG)“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Gruppe“ die 
Wörter „ , soweit es dort wahlberechtigt ist“ ein-
gefügt.

c) Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1An der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen Nürnberg werden die Vertreter der 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im 
Senat in der Weise bestimmt, dass von der Ge-
samtheit der Hochschullehrer und Hochschulleh-
rerinnen der Universität aus jeder Fakultät ein 
Vertreter oder eine Vertreterin gewählt wird. 2Er-
reicht die Zahl der nach Satz 1 gewählten Per-
sonen nicht die Anzahl der Mitglieder nach Art. 
25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayHSchG, so werden 
weitere Mitglieder in der erforderlichen Anzahl 
aus der Gesamtheit aller Personen, die in einem 
Wahlvorschlag für die Wahlen nach Satz 1 kan-
didieren, nach den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl gewählt. 3Bei der Wahl nach Satz 1 ist nur 
wählbar, wer der Fakultät, aus der der Vertreter 
der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen 
zu wählen ist, als Erstmitglied angehört. 4§ 3 Abs. 1 
Satz 1 findet keine Anwendung.“ 

5. In § 4 Abs. 2 Satz 5 werden die Wörter „ , magnetisch 
oder in anderer Weise“ gestrichen.

6. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Dem Wahlausschuss gehören mindestens 
fünf Vertreter und Vertreterinnen der in § 2 
Abs. 2 Satz 1 genannten Gruppen im Ver-
hältnis 2:1:1:1 an.“

bb) Satz 2 Halbsatz 2 wird gestrichen. 

cc) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„4Dieser bestellt gleichzeitig für den Fall des 
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Ausscheidens oder der Verhinderung be-
stellter Vertreter oder Vertreterinnen Ersatz-
vertreter oder Ersatzvertreterinnen.“

b) Abs. 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) 1Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin 
ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlen, einschließlich der 
Auszählung der Stimmen, verantwortlich. 2Er 
oder sie

1. bestimmt den Wahltermin, 

2. erlässt das Wahlausschreiben und 

3. gibt die weiteren für die Durchführung der 
Wahlen erforderlichen Angaben und Termine 
in der Hochschule bekannt.“

7. In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „durch Anschlag“ ge-
strichen.

8. Dem § 7 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 3 und 4 
angefügt: 

„3An der Technischen Universität München beträgt 
die Amtszeit der Vertreter der Hochschullehrer und 
Hochschullehrerinnen, der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und 
der Vertreter der sonstigen Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen drei Jahre. 4An der Hochschule München 
beträgt die Amtszeit der Vertreter der Professoren 
und Professorinnen sowie der sonstigen Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen im Senat vier Jahre, die 
Amtszeit der Vertreter im Fakultätsrat der folgenden 
Fakultäten beträgt drei Jahre: Elektrotechnik und In-
formationstechnik (Fakultät 04), Versorgungs- und 
Gebäudetechnik, Verfahrenstechnik Papier/Ver-
packung, Druck- und Medientechnik (Fakultät 05), 
Angewandte Naturwissenschaften und Mechatronik 
(Fakultät 06), Wirtschaftsingenieurwesen (Fakultät 
09), Betriebswirtschaft (Fakultät 10) und Angewandte 
Sozialwissenschaften (Fakultät 11).“

9. § 8 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. den Organen Senat und Fakultätsrat und“.

10. In § 10 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Wahl-
benachrichtigung“ die Wörter „in der Regel als elek-
tronisches Dokument“ eingefügt. 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 3 werden die folgenden Sätze 4 
bis 6 eingefügt:

„4Abweichend von den Sätzen 1 und 3 Halb-
satz 2 kann die Grundordnung vorsehen, 
dass die wahlberechtigte Person innerhalb 
der ihr zustehenden Stimmenzahl ihre Stim-
me Bewerbern und Bewerberinnen auch 
aus verschiedenen Wahlvorschlägen geben 
kann. 5In diesem Fall ist Satz 8 entspre-
chend anzuwenden, § 13 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 7 Alternative 2 findet keine Anwendung 
und abweichend von § 14 Abs. 2 Satz 2 ist 
für die Feststellung des Wahlergebnisses 
statt der Anzahl der Stimmzettel die Anzahl 
der abgegebenen Gesamtstimmen maßge-
bend. 6Abweichend von Satz 3 Halbsatz 1 
kann die Grundordnung vorsehen, dass eine 
Häufelung bis zu fünf Stimmen möglich ist.“

bb) Die bisherigen Sätze 4 bis 6 werden die Sät-
ze 7 bis 9. 

b) In Abs. 5 Satz 4 Halbsatz 2 werden die Wörter 
„Abs. 4 Satz 4 Halbsatz 2“ durch die Angabe 
„Abs. 4 Satz 7 Halbsatz 2“ ersetzt. 

12. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 und 2 
ersetzt:

„1Der Antrag auf Übersendung oder Aushändi-
gung der Briefwahlunterlagen muss spätestens 
am 14. Tag vor Beginn der Wahl in Textform  
(§ 126b BGB) beim Wahlleiter oder der Wahl-
leiterin eingehen. 2Bei persönlicher Entgegen-
nahme der Wahlunterlagen können Anträge auf 
Briefwahl bis sieben Tage vor der Wahl gestellt 
werden.“

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 3 werden die Sätze 3 
bis 4.

c) Der bisherige Satz 4 wird aufgehoben.

13. Abschnitt II wird aufgehoben.

14. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „ , Fakultätsrat 
oder studentischem Konvent (Art. 20 Abs. 3 
Satz 3 in Verbindung mit Art. 52 Abs. 6 Satz 1 
BayHSchG)“ durch die Wörter „oder Fakultäts-
rat (Art. 20 Abs. 3 Satz 3 BayHSchG)“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „sowie die wei-
teren Vertreter und Vertreterinnen der Stu-
dierenden im studentischen Konvent“ gestri-
chen.
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bb) Satz 2 Halbsatz 2 wird gestrichen.

15. Die §§ 24 und 24a werden aufgehoben.

16. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 25

Inkrafttreten“.

b) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestrichen.

c) Satz 2 wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2018 in Kraft. 

München, den 7. Juni 2018

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst

Prof. Dr. Marion K i e c h l e , Staatsministerin
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2012-1-1-I , 2012-2-1-I

Druckfehlerberichtigung

Das PAG-Neuordnungsgesetz vom 18. Mai 2018 
(GVBl. S. 301) wird wie folgt berichtigt:

1. § 1 zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 
(PAG) wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 35 werden in Art. 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
Buchst. b die Wörter „die jenigen“ durch das 
Wort „diejenigen“ ersetzt.

b) In Nr. 40 wird in Art. 58 Abs. 6 Satz 1 das Wort 
„Parlamentarischen“ durch das Wort „Parlamen-
tarische“ ersetzt.

2. In § 2 Nr. 12 zur Änderung des Polizeiorganisations-
gesetzes (POG) wird in Art. 13 Abs. 4 Satz 2 das 
Wort „Zentrale“ durch das Wort „Zentralen“ ersetzt.
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2038-3-1-6-F

Druckfehlerberichtigung

In § 1 Nr. 5 der Verordnung zur Änderung der Verord-
nung über den fachlichen Schwerpunkt Verwaltungsinfor-
matik vom 20. März 2018 (GVBl. S. 223, BayRS 2038-3-
1-6-F) wird die Angabe „Art. 17“ durch die Angabe „§ 17“ 
ersetzt.
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